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Gute Arbeit

Arbeit muss mehr sein als ein Lohn der zum Leben reicht. Arbeit hat
wenig Wert, wenn dabei Gesundheit und Lebensqualität vor die Hun-
de gehen. Die Debatte über „Gute Arbeit“ wird daher  immer wichti-
ger. Gerade auch, um aus der Krise mit einer Orientierung nach vorne
herauszukommen und nicht in den alten Tr ott zurückzufallen.

„Gute Arbeit“ –
„Gutes Leben“

Ständige Verunsicherung

Besuch in Theresienstadt13
Wie zur Zeit
des kalten Krieges
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gegen Sozialstaat

Str eik
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Zitate die alles sagen…
Wenn wir die Verteilungsfrage nicht lösen, dann wird die Akzep-
tanz des Systems sinken. Claus Raidl, Generaldirektor Boehler-
Uddeholm, Die Presse, 2.9.2006

Wenn Arbeit was tolles wäre, würden die Reichen sie für sich
behalten. Mark Twain, Schriftsteller (1835-1910)

Mir bereiten ein paar Milliarden mehr Schulden weniger schlaf-
lose Nächte, als ein paar hunderttausend Arbeitslose. Bruno Krei-
sky, Bundeskanzler von 1970-1983

Mit der  hohen Arbeitslosigkeit ist es auch unmöglich, die positi-
ven Aspekte der Konstruktion Eur opa aufzuzeigen. Jaques Delors,
ehemaliger EU-Präsident, Die Presse, 30.4.1993

Arbeitslose wollen keinen Kurs, sie wollen Jobs. AMS-Chef Jo-
hannes Kopf, Format 25/2010
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Länger arbeiten
oder länger arbeitslos?
Ein Strategiepapier der EU-Kommission empfiehlt das Pensions-
alter aufgrund der steigenden Lebenserwartung längerfristig auf 70
Jahre anzuheben. Mittlerweilen ist aber auch den Gutgläubigsten
klar, dass es nicht darum geht, länger zu arbeiten, sondern länger
arbeitslos zu sein.
Woher sollten Arbeitsplätze kommen, wenn Schul- und Studien-
abgängerInnen oft über Jahre keinen entsprechenden Job bekom-
men? Die Arbeit von LehrerInnen, KrankenpflegerInnen, Müll-
StraßenarbeiterInnen oder PolizistInnen (die Liste lässt sich fort-
setzen) ist im höheren Alter nicht mehr „locker machbar“. Längere
Lebenserwartung bedeutet ja nicht gleich bleibende Belastbarkeit
im Sinne von „forever young“. Gelten doch heute schon 40jährige
als schwer vermittelbar.
Der Politik geht es auch gar nicht darum, dass die Menschen eine
durchgängige Erwerbsbiografie von 50 Jahren und mehr erreichen.
Vielmehr sollen Menschen im höheren Alter länger arbeitslos sein,
da ein lebenslanger Durchrechnungszeitraum die Pension bei län-
gerer Arbeitslosigkeit erheblich reduziert.
Niedrigere Pensionen bedeuten für den Staat weniger Ausgaben.
Die Wirtschaft kann als günstigen Nebennutzen Löhne und Gehäl-
ter noch weiter nach unten drücken, junge Menschen als „Genera-
tion Praktikum“ ausbeuten und für ältere Beschäftigte staatliche
Förderungen kassieren.
Den Jungen wird eingeredet, die PensionistInnen lägen ihnen auf
der Tasche, weil sie so lange in Pension seien. Gleichzeitig bekom-
men diese Jungen keinen Job, weil die Alten so lange arbeiten (müs-
sen). Also was jetzt? Als der ORF über die Ablehnung des Asyl-
antrages der Familie Zogaj durch den OGH berichtete, folgte ein
paar Sekunden später die Meldung, dass wir zur Aufrechterhal-
tung unseres Pensionssystems dringend Zuwanderer brauchen um
die Beitragsfinanzierung zu gewährleisten. Also was jetzt?
Selbst die Gewerkschaften spielen das miese Falschspiel mit der
Demografie mit, anstatt endlich eine radikale Arbeitszeitverkürzung
auf 30 Stunden bei vollem Lohn durchzusetzen. So wie wir den
ÖGB kennen, werden wir uns die nächste zaghafte, in winzigen
Schritten geplante Arbeitszeitverkürzung wieder selber zahlen müs-
sen.

Wir  danken!
Nach dem Erscheinen der letzten Nummer der
„Arbeit“ haben wir die BezieherInnen mit einem
Spendenbrief „beglückt“, der sehr positiv aufge-
nommen wurde, wie die zahlreich eingegangenen
Spenden zur Finanzierung der „Arbeit“ bewei-
sen. Wir danken an dieser Stelle allen, die uns
mit ihrer Spende unterstützt haben.
Redaktion „Die Arbeit“

Schönen Urlaub 2010!
Wir wünschen allen Kolleginnen und Kollegen
einen schönen und erholsamen Urlaub 2010!
Fraktion Gewerkschaftlicher Linksblock im ÖGB
(GLB)
Karin Antlanger, GLB-Bundesvorsitzende
Werner Beier, Barbara Buchacher-Kundi,
Josef Stingl, Stv. GLB-Bundesvorsitzende
Oliver Jonischkeit, GLB-Bundessekretär
Redaktion „Die Arbeit“
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Von Peter Fleissner

„Gute Arbeit“ – „Gutes Leben“

„Gute Arbeit“ ist in aller  Munde, vor allem im Deutschen Gewerk-
schaftsbund. Was „Gute Arbeit“ sein soll, ist einerseits eine Frage der
individuellen Einschätzung, andererseits hängt sie auch immer mit „Gu-
tem Leben“ zusammen.

Der DGB misst „Gute Arbeit“ wissen-
schaftlich durch Befragung von Be-
schäftigten: „Der DGB-Index Gute
Arbeit basiert auf einem arbeitswissen-
schaftlich fundierten analytischen Ver-
fahren, das in praktischer Absicht
durchgeführt wird. Die Urteile und
Ansprüche der Beschäftigten reprä-
sentativ zu erheben, um die Ergebnis-
se für die Gestaltung der Arbeitswelt
im Sinne Guter Arbeit verfügbar zu
machen, lautet das Konzept.“

Die Ansprüche der Beschäftigten

„Gute Arbeit“ wird vom DGB als eine
Arbeit definiert, die den Ansprüchen
der Beschäftigten gerecht wird. Da-
mit ist eine erste wichtige Aussage ge-
troffen: Die Qualität der Arbeit soll
nicht von ExpertInnen oder
PolitikerInnen, sondern von den Be-
troffenen selbst beurteilt werden kön-
nen. Und wie beurteilen die Betroffe-
nen ihre Arbeit? 88 Prozent der deut-
schen Beschäftigten sagen, ihre Arbeit
ist mittelmäßig oder schlecht, nur zwölf
Prozent stellen fest: „Ich habe eine gute
Arbeit“.

Die wichtigsten Eigenschaften „Guter
Arbeit“ sind nach der Erhebung des
DGB der „Sinngehalt der Arbeit“, ge-
folgt von „Kollegialität“ und von der
„Gestaltung der emotionalen Anforde-
rungen“ (was auch immer das heißen
soll), schlechte Arbeit ist durch nied-
rige Einkommen, durch geringe Auf-
stiegsmöglichkeiten, schlechte beruf-
liche  Zukunftsaussichten und
Arbeitsplatzunsicherheit gekennzeich-
net.

Vereinbarkeit als Messlatte

Liest man genauer nach, wer die
schlechteste Arbeit hat, sind es die
prekär oder befristet Beschäftigten.
Für die ÖsterreicherInnen fand die
GfK Sozialforschung heraus: „Weder
die Arbeit noch die Freizeit alleine ge-
ben dem Leben Sinn, sondern es ist
die Ausgewogenheit dieser beiden
Lebensbereiche. Die Arbeit soll natür-
lich ein Einkommen sichern, mit dem
man das Auslangen findet. Eine „gute
Arbeit” zeichnet sich aber auch durch
die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf aus.“

Der für Österreich schon seit 13 Jah-
ren erhobene AK-Arbeitsklima-Index
liegt im Mai 2010 für die Beschäftig-
ten in Industrie, Gewerbe und Handel
auf dem tiefsten Stand seit 2007, nur
für Beschäftigte in der Verwaltung
nimmt er den höchsten Wert an. „Die
Krise hat in Industrie und Gewerbe
deutliche Spuren hinterlassen. Lag der
Arbeitsklima Index im Herbst 2007
dort noch bei 113 Indexpunkten, so
fiel er bis zum Herbst 2009 auf 108
und liegt derzeit bei 106 – ein Rück-
gang um sieben Indexpunkte!

Mit Verzögerung hat auch der Arbeits-
klima Index im Handel eine ähnliche
Entwicklung genommen – nach 111
Indexpunkten ist der Wert auf derzeit
105 gefallen. Eine gegenläufige Ent-
wicklung zeigt sich bei den Beschäf-
tigten im Bereich Verwaltung: Nach
113 Indexpunkten im Herbst 2007 fiel
der Wert im Herbst 2008 auf 110. Er
stabilisierte sich jedoch und ist im Früh-
jahr 2010 auf erstaunliche 117 Index-

punkte gestiegen.“

Arbeitsplatzsicherheit wichtig

Was lässt sich daraus schließen? Wie
die positive Einschätzung der Beschäf-
tigten in der Verwaltung und die nega-
tive Einschätzung der prekär oder be-
fristet Beschäftigten nahelegt, ist die
„Sicherheit des Arbeitsplatzes“ ein
zentraler Bestandteil einer „Guten Ar-
beit“. Zusätzlich sollte auch der Sinn-
gehalt der Arbeit passen (ist meine
Arbeit gesellschaftlich nützlich?) und
die KollegInnen sollten kooperativ
sein.

Angesichts dieser Tatsachen müssen
sich die Gewerkschaften und Betriebs-
räte umso mehr für eine Verbesserung
der Arbeitsbedingungen einsetzen und
die Mitwirkungsrechte in den Betrie-
ben bis hin zu einer funktionsfähigen
Betriebsdemokratie ausweiten. So-
weit, so gut.

Aber das ist nur eine Seite der Me-
daille, die ausschließlich Beschäftigte
betrifft, die einen Arbeitsplatz haben.
Die Krise zeigt hingegen deutlich, und
nicht nur in Österreich, dass die Ar-
beitslosigkeit, die Teilzeit- und prekär
Beschäftigten in den letzten Jahren
stark angewachsen sind. Vollbeschäf-
tigung wie in den 1970er Jahren ist
unter den herrschenden Bedingungen
(d.h. ohne radikale Arbeitszeitverkür-
zung bei vollem Lohnausgleich) nicht
mehr zu erwarten.

Die working poor werden immer mehr,
das sind Beschäftigte, die zwar einen
Arbeitsplatz haben, aber zu wenig für
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ein „Gutes Leben“ verdienen. Dane-
ben ist die ungleiche Verteilung der
Arbeit und die entsprechende Bezah-
lung, die Aufteilung in überbezahlte,
bezahlte und unbezahlte Arbeit ein
langfristiger Skandal (man denke an
die Bonuszahlungen an Bank- und
Fondsmanager einerseits und an Ar-
beitslose und Menschen, die völlig
ohne Bezahlung Pflegetätigkeiten und
Hausarbeit leisten, andererseits).

Eine neuere  Untersuchung  der
Schweizer Ökonomin Mascha
Madörin hat gezeigt, dass die Mehr-
heit aller Arbeiten (gemessen in Ar-
beitsstunden, nicht in Entgelt), die in
der Schweiz und in Deutschland ge-
leistet wird, im Pflege- und Haushalts-
bereich vorwiegend unbezahlt erfolgt.
Solche Ungerechtigkeiten sollten in
Zeiten des Umbruchs nicht als Ballast
in die Zukunft mitgenommen werden.

Sie gehören beseitigt

zusammen, ergibt sich, dass die
Verteilungskämpfe an Intensität zuneh-
men werden und in den nächsten Jah-
ren schlechte Zeiten zu erwarten sind.

Die Politik ist gefordert

Da sich die Arbeitsplatzprobleme
kaum innerbetrieblich lösen lassen
werden, ist die Politik gefordert, mit
neuen Konzepten eine Wende einzu-
leiten, die eine gerechtere Verteilung
aller Arbeiten, nicht nur der Lohnar-
beit, mit sich bringt.

Die Einführung eines Grundeinkom-
mens mit Zusatzmaßnahmen zur Stär-
kung des gesellschaftlichen Zusam-
menhangs der Menschen wäre eine
denkbare Alternative, die mit der de-
mokratischen Kontrolle der Finanz-
märkte verbunden werden könnte.

Ökonomische Studien zeigen, dass ein
Bedingungsloses Grundeinkommen
durch progressive Steuern durchaus
finanzierbar wäre. Begleitmaßnahmen

Die Spekulation mit Derivaten und
Rohstoffen muss verboten werden,
Schuldenaufschub und Schulden-
erlässe für Staats- und Privathaushal-
te wären hilfreich, eine gut durchdachte
Sozialisierung der Banken und ihrer
Funktionen (Geldtransfer, Einlagen-
Kontenverwaltung, Kreditvergabe)
durch demokratisch gestaltete und der
Öffentlichkeit verantwortliche Einrich-
tungen könnte mit einem Schlag die
Staatsverschuldung deutlich senken
und den Spielraum für sozialpolitische
Maßnahmen erweitern.

Die Politik wird aber ohne entspre-
chende und mit Nachdruck vertrete-
ne Forderungen breiter Bevölke-
rungsschichten, allen voran der arbei-
tenden Menschen, nicht aktiv werden.
Daher wäre ein breit angelegter
Diskussionsprozess nötig, der lebens-
werte Alternativen und einen neuen
politischen Kurs hervorbringen soll.
Die Gewerkschaften könnten dazu ih-
ren Beitrag leisten. Über das „Gute
Leben“, das sich dann einstellen wür-

Kasse gebeten. All das wird das Wirt-
schaftswachstum und damit die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze nicht eben
fördern.

Dazu kommt, dass mittelfristig starke
Einschränkungen auf den Öl- und
Rohstoffmärkten zu erwarten sind.
Dem Kapitalismus geht die billige En-
ergie aus. Zählt man zwei und zwei

Die Zukunftsaussichten sind nicht
rosig: Die Lohnquote (der Anteil
der Lohneinkommen am gesam-
ten Volkseinkommen) ist 2009 in
Österreich auf einem Tiefststand.
Die Nachfrage nach Konsumgü-
tern läuft eher über den Export als
im Inland. Die Exporte sind aber
für die EU-Länder unter Krisen-
bedingungen die schwächsten Ele-
mente der Nachfrage. Gleichzei-
tig drohen als Effekt der Finanz-
krise und der folgenden hohen
Staatsverschuldung Sparmaßnah-
men. Das Finanzkapital nimmt den
Staat in Geiselhaft, um seine
Profitwünsche zu befriedigen. Die
Steuerzahler werden letztlich zur

müssten Anreize für soziale, politische,
Bildungsarbeit,  Wissenschaft und
Kunst geben, aber auch dafür, dass
die Arbeitsaufteilung nach Geschlech-
tern, die bisher zu Lasten der Frauen
ging, in Zukunft gerechter verteilt wird.
Im Bereich der Ökonomie muss die
Politik Veränderungen vornehmen.

de, wäre auch die „Gute Arbeit“ nach-
haltig gesichert.

Peter Fleissner
ist Vorsitzender von transform!at

http://transform.or.at
Kontakt: fleissner@arrakis.es
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Von Leo Furtlehner

Bedürfnisse statt Profit

In Afrika sagt man „Die Eur opäer haben Uhren, wir haben Zeit“. Gut
gelaunte Menschen gehen signifikant schneller, depressive Menschen
haben einen langsameren Schritt, stellten die Soziologen Maria Jahoda,
Paul Lazarsfeld und Hans Zeisel schon 1933 in ihrer berühmten Studie
„Die Arbeitslosen von Marienthal“ fest.

Die Zeit spielt in der Debatte um „Gute
Arbeit“ eine wesentliche Rolle. Pas-
sen die Arbeitsbedingungen, stimmt
das Verhältnis zwischen Arbeits- und
Freizeit, vergeht sie im Fluge. Hinge-
gen kann schlechte Arbeit zum Tot-
schlagen der Zeit führen, mit Wirkun-
gen weit über den Arbeitsprozess hin-
aus auf das tägliche Leben.

Irrglaube an Selbstlauf

In den 50er und 60er Jahren des vo-
rigen Jahrhunderts herrschte der Glau-
be, dass die Qualität des Arbeitslebens
durch den technischen Fortschritt au-
tomatisch besser wird. Die damals
geführte Debatte um die „Humanisie-
rung der Arbeitswelt“ war (wie auch
jene über „Gute Arbeit“ heute) system-
stabilisierend als auch system-
verändernd zugleich, angesichts des
Zusammenhanges von Lohnarbeit und
Kapital nicht verwunderlich. Die durch
die Trennung von Arbeitsprozess und
Eigentum an Produktionsmitteln
zwangsläufige Entfremdung (die aller-
dings auch im ehemaligen Real-
sozialismus trotz formalen gesell-
schaftlichem Eigentum nicht überwun-
den wurde) muss von Lohnabhängi-
gen schließlich irgendwie bewältigt
werden, wollen sie nicht vom Frust
zerfressen werden.

Die für den Fordismus typische Pro-
duktionsweise – charakteristisch da-
für war das Fließband – erreichte aber
in mehrerer Hinsicht ihre Grenzen.
Neues war gefragt, etwa „Lean
Production“, selbstbestimmte Grup-
penarbeit, Eigenverantwortung. Durch

zunehmende Krisenerscheinungen
wurde dies freilich bald wieder obso-
let. Heute zeigen auffallend viele
Selbstmorde in Frankreich oder in
China, wohin die Verzweiflung über
unerträglichen Leistungsdruck führt.
Von der Dunkelziffer der aus „priva-
ten Ursachen“ erklärten Selbstmorde
gar nicht zu reden.

Keine Arbeit – zuviel Arbeit

Heute haben wir es immer mehr mit
einem schroffen Gegensatz zwischen
Menschen die ohne Arbeit sind, aus-
gegrenzt werden und in Armut abrut-
schen auf der einen und solchen die
„ohne Ende arbeiten“ und permanen-
ter Überforderung bis zur Erschöpfung
ausgesetzt sind auf der anderen Seite
zu tun.

Deutlicher könnte der inhumane Cha-
rakter des Kapitalismus nicht Aus-
druck finden als im Aussaugen leben-
diger Arbeit durch Verlängerung der
Arbeitszeit sowie Intensivierung der
Arbeit einerseits und Verdammung zur
Untätigkeit verbunden mit ständigem
Existenzkampf und als Draufgabe die
Denunzierung als „Faulenzer“ oder
„Sozialschmarotzer“ andererseits.

Es ist erwiesen, dass Umstrukturie-
rung in  Permanenz, für den neo-
liberalen Kapitalismus und hier wie-
derum vor allem für bislang staatliche
Unternehmen typisch, das Arbeitskli-
ma zerstört. So demoralisiert etwa bei
Post und ÖBB die von willigen
ManagerInnen im Auftrag dividenden-
geiler AktionärInnen verordnete Tor-

tur die Beschäftigten.

Solidarität unter Druck

Dabei geraten zunehmend auch Be-
triebsräte und Personalvertretungen in
Gegensatz zu den Menschen die sie
vertreten, weil viele aus Angst oft ih-
nen zustehende arbeits- und sozial-
rechtlichen Schutz individuell unterlau-
fen und sich dem Leistungsdruck vor-
auseilend unterwerfen. Dass dabei
auch die Solidarität vor die Hunde
geht, ist zwangsläufige Folge in einer
Gesellschaft, wo Einzelinteressen als
Herrschaftsinstrument gezielt propa-
giert werden.

Dahinter stehen freilich auch politische
Vorgaben, die von den Lobbies des
Kapitals auf EU-Ebene in Form von
Richtlinien beschlossen und von den
nationalen Regierungen entsprechend
umgesetzt werden.

„Gute Arbeit“ muss alle Facetten um-
fassen, dabei geht es neben Lohn und
Arbeitszeit und Art der Beschäftigung
auch um die Gesundheit am Arbeits-
platz und Mitbestimmung. Nur ein ge-
schütztes und geregeltes Arbeitsver-
hältnis kann „Gute Arbeit“ sicherstel-
len und ist somit auch Bestandteil ei-
nes guten Lebens. Es geht letztlich also
darum, Arbeit nach den Bedürfnissen
der Menschen zu gestalten und nicht
nach dem Profitinteressen der Unter-
nehmen.

Leo Furtlehner ist verantwortli-
cher Redakteur der „Arbeit“
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Gesundheit ist wichtiger als Geld

Manfred Lüftners Motto ist eindeutig: „Meine Zeit ist mein Leben“.
Als der Betriebsratsvorsitzende der damaligen Polyfelt, heute TenCate,
von 1998 bis 2000 die Zukunftsakademie der oö. Arbeiterkammer  ab-
solvierte und ein Thema für seine Projektarbeit suchte, wollte er Nägel
mit Köpfen machen.

Nicht nur ihn, sondern auch andere
Kollegen im Linzer Chemiebetrieb
machte die damalige Schichtregelung
Probleme. Das Radl zwei Tage Früh-
schicht, zwei Tage Tagschicht, zwei
Tage Nachtschicht, zwei Tage frei war
bei außergewöhnlichen Anlässen wie
Arztbesuchen, Elternsprechtagen oder
Kurzurlauben nicht optimal.

Projekt „Schichtplanreform“

Lüftner konnte den damaligen Ge-
schäftsführer für das Projekt „Schicht-
planreform“ gewinnen. Eine Projekt-
gruppe aus Betriebsrat, Geschäftsfüh-
rung, Produktionsleitung, Schichtar-
beitern und Arbeitsmedizinern führte
eine Ist-Analyse durch. Dabei wurde
deutlich, wie gesundheitsschädlich
Schichtarbeit ist. So entsprechen acht
Stunden Nachtarbeit 12,4 Stunden
Tagarbeit. Bei Beschäftigten ab 40
sogar 18,6 Stunden Tagarbeit.

Laut einer Befragung der Chemiear-
beitergewerkschaft gaben im Jahre
2000 von den befragten Schichtarbei-
tern 80 Prozent Lärm, 68 Prozent Hit-
ze, 54 Prozent Bildschirmarbeit und
40 Prozent gefährliche Arbeitsstoffe
als stärkste Belastung an, darüber hin-
aus 86 Prozent den permanenten
Arbeitszeitwechsel und 77 Prozent die
Belastung des Privat- und Gesell-
schaftslebens. 33 Prozent klagten über
große gesundheitliche Belastungen als
Folge des ständigen Kampfes gegen
die „innere Uhr“.

Trotzdem konnten sich viele nicht vor-
stellen, dass etwas anderes möglich ist,
auch in der Belegschaft gab es Wider-

stände. So wurde etwa von Betriebs-
räten der Papierindustrie Lüftners Pro-
jekt als unrealistisch angesehen.

Deutliche Verbesserungen

Doch am 1. März 2000 war es so-
weit und der partizipativ in Workshops
erarbeitete und mit 90prozentiger Zu-
stimmung legitimierte neue Schichtplan
trat in Kraft. Die Arbeitszeit wurde von
39 auf 35 Stunden verkürzt, von vier
auf fünf Schichten umgestellt, die Zahl
der Nachtschichten von acht auf sechs
pro Monat herabgesetzt. Fünf Schicht-
tage wechseln seither mit drei freien
Tagen, jede vierte Woche sind sogar
vier Tage frei. Und es gab auch war-
me Mahlzeiten während der Nacht-
schicht und alle 27 Monate eine
Wellnesswoche für die Mitarbeiter.

Bereits im ersten Jahr der Einführung
wurden drei neue Arbeitsplätze ge-
schaffen, es gab Zeit für Weiterbildung
während der Arbeitszeit, es wurde
weniger Ausfall produziert und tau-
send Tonnen mehr produziert. Das
Unternehmen ersparte sich durch die
Reduzierung der Nachtschichten 1,5
Millionen Schilling. Der finanzielle Ver-
lust durch acht Prozent weniger
Nachtschichten wurde zwischen Un-
ternehmen und Beschäftigten halbiert
und durch Aussetzen bei zwei KV-Er-
höhungen ausgeglichen.

Spitzenwert 1,7 für Arbeitsklima

Aber nicht nur der BRV sondern auch
die Beschäftigten sahen ihre Arbeit
nicht nur unter dem finanziellen
Aspekt, sondern immer deutlicher un-

ter dem Gesichtspunkt von Gesund-
heit und Lebensqualität. Lüftner hält
nichts von einer Strategie der Früh-
pensionierungen: „Wichtiger ist es auf
die Gesundheit zu schauen, sonst hat
man auch nichts von der Pension.“

Bestätigt wurde das Konzept durch
eine Evaluierung als deren Ergebnis die
Arbeitszeitzufriedenheit nach dem Eu-
ropäischen Index mit einem Spitzen-
wert von 1,7 auf der Schulnotenskala
eingestuft wurde. Die Vereinbarkeit
von Beruf und Privatleben, Lebens-
qualität, Sinnfindung und Zufriedenheit
konnte deutlich erhöht werden. Das
Polyfelt-Projekt wurde mit dem Ge-
sundheitsvorsorge-Preis ausgezeich-
net.

In der Folge wurde das Polyfelt-Pro-
jekt auch von anderen Unternehmen
wie etwa AMI übernommen. Später
griff auch die voestalpine das Konzept
auf. Da jedoch ein begleitender
Prozess fehlte, wirkte die Einführung
aufgesetzt und war damit wohl auch
eine Ursache für den Konflikt, der zur
Absetzung des bisherigen Betriebs-
ratsvorsitzenden führte.

Lüftner hingegen kann sich mit seinem
Projekt voll bestätigt sehen und freut
sich über das Interesse daran im In-
und Ausland, wie die zahlreichen Ein-
ladungen zu Veranstaltungen beweisen.
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Ständige Verunsicherung
Neben Lohndumping, Sozialabbau, Rationalisierung und Arbeitsplatz-
vernichtung gehört die permanente Umstrukturierung als ständige und
gezielte Verunsicherung seit Jahren zum Standardrezept der Unterneh-
men. „Die Arbeit“ sprach darüber  mit Robert Hobek, Personalvertr eter
bei der Post AG und GLB-Arbeiterkammerrat in Wien:

Die Arbeit: Nicht erst seit dem
Börsegang im Mai 2006 hat man den
Eindruck, dass die Post nicht zur Ruhe
kommt. Moderne Verteilzentren wur-
den aus dem Boden gestampft, gleich-
zeitig laufend Postämter zugesperrt.
Postgewerkschaftschef Fritz lobte
noch vor wenigen Wochen in Brüssel
das Postmarktgesetz als beispielhaft für
die EU. Siehst Du das auch so und
wird es auch noch in Zukunft „klassi-
sche“ Postämter mit qualifiziertem
Personal geben?

Hobek: Alles ist so gekommen, wie
wir vom GLB es immer gesagt haben
und dafür von der FSG als Verun-si-
cherer beschimpft wurden. Natürlich
ist jede Privatisierung öffentlichen Ei-
gentums Diebstahl, weil das Volk als
Eigentümer nicht gefragt wurde. Der
GLB hat schon 2005 eine Petition mit
der Forderung, öffentliches Eigentum
verfassungsmäßig zu schützen an den
Nationalrat gerichtet, weil mit der Aus-
gliederung und dem EU-Beitritt immer
klarer wurde, was auf die Beschäftig-
ten in allen öffentlichen Bereichen zu-
kommt.

Ich möchte auch an das FCG-Volks-
begehren von 2009 erinnern, das von
Fritz zuerst auch keine Unterstützung
erhielt. Auch Wiedner von der FCG
wurde als Lügner diffamiert. Die
„Kampfmaßnahmen“ der FSG fanden
immer an der Eingangstür von Mana-
gement und Regierung ihr Ende. Die
FSG war für den EU-Beitritt, sie hat-
te keinen Einwand gegen den Lissa-
bon-Vertrag. Diese Knebelungs-
verträge treiben 2011 die Liberalisie-
rung der Post voran. Und die FSG ist
auch für Faymanns Postmarktgesetz,
das eine beschleunigte Schließungs-

welle weiterer Postämtern zur Folge
haben wird.

Die Arbeit: Du bist als nicht freige-
stellter Betriebsratsvorsitzender und
GLB-Arbeiterkammerrat nach wie
vor täglich als Zusteller unterwegs. Wie
haben sich hier die Arbeitsbedingun-
gen seit dem Börsegang verändert?
Werden die KollegInnen, die ständig
mit Änderungen konfrontiert werden,
davon nicht krank?

Hobek: Ja, ich bin nach wie vor Zu-
steller . Das ist für mich auch sehr
wichtig, um nicht abgehoben von der
Basis zu sein wie es andere sind. Wer
lange als Zusteller die Post austrägt
wird zur Vertrauensperson und das
sagen uns auch die Leute. Durch die
ständigen Veränderungen der Arbeits-
bedingungen wird die Unzufriedenheit
der KollegInnen spürbar, auch gegen-
über der Gewerkschaft, egal welche
Fraktion, wie vermehrte Austritte vor
allem bei älteren KollegInnen zeigen.

Die Arbeit:  Seit einiger Zeit gibt es
einen neuen Kollektivvertrag für neue
KollegInnen und den Versuch, vor al-
lem Teilzeitkräfte (z.B. Vorsortierer-
innen), deren Kettendienstverträge alle
drei Monate erneuert werden, dafür
zu gewinnen, auf Basis dieses neuen
KV zu arbeiten. Sind Kettendienst-
verträge nicht eigentlich verboten?

Hobek: Der GLB hat auf Basis der
Erkenntnis des ÖGB Kettenverträge
als ungesetzlich aufgezeigt und ver-
mehrt in der ersten Phase solche er-
folgreich eingeklagt. Wir lehnen die-
sen neuen KV ab, da es sich um
Dumpinglöhne handelt und die Be-
schäftigten als Menschen zweiter

Klasse behandelt werden.

Die Arbeit:  Die Post vernichtet schon
seit längerem Arbeitsplätze und hat
extra ein „Karriereentwicklungs-
center“ (KEC) eingerichtet. Werden
dort überhaupt „Karrieren entwik-
kelt“? Wie wirkt sich die unsichere
Zukunft und Mehrbelastung gesund-
heitlich auf die Beschäftigten aus?

Hobek: Die Frage ist nur ironisch zu
beantworten. Man sollte fragen, ob
man von dort als hochbezahlter Ma-
nager im Betrieb zurückkehrt. Doch
Spaß bei Seite: Viele KollegInnen ha-
ben uns geschrieben und uns von ih-
rer Situation berichtet. Den Medien
war zu entnehmen, dass sich ein Kol-
lege aus Verzweiflung über seine Si-
tuation das Leben genommen hat.

Die Arbeit:  Welche Forderungen
stellt der GLB im Bereich der Post?

Hobek: Wir fordern die Rückführung
der Post in öffentliches Eigentum.
Weiters verlangen wir die Verkürzung
der Arbeitszeit auf 35 Stunden ohne
Lohnverlust, die Rücknahme des neu-
en KV und einen gesetzlichen Min-
destlohn von zehn Euro pro Stunde.
Statt weiterer Schließungen von Post-
ämtern ist ein Ausbau der Angebote
im Filialnetz und natürlich auch die
Rücknahme des Postmarkgesetzes
notwendig. Wir sagen „Stoppt den
Postraub! Ja zum verfassungsmäßigen
Schutz von öffentlichem Eigentum!“

Die Arbeit: Danke für das Gespräch.

AK-Rat Robert Hobek
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Herr Sperl hat eine (Schnaps-) Idee
Die Krise hat uns voll erwischt und
allen euphorischen Optimismusmel-
dungen, dass es angeblich schon wie-
der aufwärts geht zum Trotz, vertieft
sie sich immer stärker. Eben weil es
sich nicht nur die übliche Konjunktur-
delle handelt, sondern um eine hand-
feste Struktur- und Systemkrise. Die
Politik übt sich in einer Bankenrettung
nach der anderen, was sich recht ein-
fach daraus erklärt, dass die Politik
das Sagen schon längst an das Kapi-
tal abgegeben und sich zum Handlan-
ger der Banken und Konzerne degra-
diert hat.

Ihr bleibt als Restkompetenz Sanie-
rungspakete zu schnüren und deren
angebliche Notwendigkeit zum höhe-
ren Wohle des Profits der Shareholder
den Opfern der Krise zu erklären.
Dabei kann sie auf diverse selbster-
nannte Experten (-innen sind da kaum
vertreten) vom  Schlage  Marin,
Felderer, Androsch und Konsorten
zurückgreifen, die ungefragt medial
ihren Sermon absondern. Als Drauf-
gabe gibt es zusätzlich manche Lohn-
schreiber die auch ihre Rezepte an-
bieten. Ob das Ergebnis genießbar ist,
darf bezweifelt werden.

Ein solcher Ratgeber ist Gerfried Sperl,
Ex-Chefredakteur des „Standard“. Er

schwadroniert in seinem Wochen-
kommentar auf lachsrosa Papier dar-
über, durch eine „Reform der Feier-
tage“ aus der Krise zu kommen und
rechnet uns vor, dass die Einsparung
von vier Feiertagen einen Wachstums-
effekt zwischen 0,3 und 0,5 Prozent
des BIP hätte. Und der Herr Ex-Chef-
redakteur geht auch gleich in medias
res und schlägt die Verlegung von
Oster- und Pfingstmontag auf den je-
weils davorliegenden Samstag und die
Abschaffung des Dreikönigstages,
Maria Himmelfahrt und Maria Emp-
fängnis – und des 1. Mai vor. Demon-
striert werden könne ohnehin ab 18
Uhr, so die zynische Begründung.

Nun sind von den 13 Feiertagen in
Österreich gleich elf kirchliche und nur
zwei staatliche, neben dem 1. Mai nur
der Nationalfeiertag. Den wiederum
stellt Sperl nicht in Frage, schließlich
gelte es im „Dienst der österreichischen
Identität“ zu wirken. Im Klartext um
den Anhängern diverser „sozialer
Heimatparteien“ Gelegenheit zu geben
die patriotische Sau heraushängen zu
lassen und sich gegen die „Zugerei-
sten“ abzugrenzen.

Aufgehängt hat Sperl seine Feiertags-
abschaffungsmanie am diskussions-
würdigen Vorschlag der Grünen, den

8. Mai als Tag der Befreiung vom Fa-
schismus zum Feiertag zu erklären.
Und er hält mit den Hintergedanken
seines Vorschlages nicht hinter dem
Berg. So will er die zwei Donnerstag-
Feiertage wohl deswegen nicht ab-
schaffen, weil die damit verbundenen
verlängerten Wochenenden für den
Tourismus interessant sind. Aus Rück-
sicht darauf, dass man den „arbeiten-
den Menschen in einer Zeit der mas-
siven Beschleunigung keine Feiertage
wegnehmen“ solle plädiert Sperl treu-
herzig dafür, zwei spezielle Ruhetage
pro Jahr zu gewähren – die freilich
„überprüfbar in Gesundheitszentren
und Wellness-Einrichtungen verbracht
werden müssen“.

Der Gedanke lässt sich fortspinnen:
Warum nicht gleich Urlaub nur gegen
Nachweis, etwa die Vorlage einer Ho-
telrechnung. Aber bitte nicht aus dem
„faulen“ Griechenland, sondern von
den „fleißigen“ heimischen Hoteliers.
Auf solche Weise könnte die Ausla-
stung ganzer Branchen gesichert wer-
den. Bleibt nur noch das Problem, mit
welchem Geld die meisten Menschen
das bezahlen sollen, wenn für mehr
Arbeitsleistung weniger Geld als De-
vise ausgegeben und Nulllohnrunden
gepredigt werden. Als Grundlage für
seine glorreiche Idee hat Herr Sperl
am letzten Feiertag wohl aus lauter
Langeweile zuviel Schnaps erwischt…

Sommer ´10 in Kärnten
Sommerturnus 14.-28. August 2010 im Kinderland-Ferienheim in ruhiger Lage am Gösselsdorfer See: Eigener
Strandabschnitt fünf Minuten Waldweg vom Heim, Grasstrand, Beachvolleyball-Platz, zwei Wasserstege, Schatten-
plätze, Gratis-Umkleidekabinen und Duschen.
Vielfältiges Freizeitangebot: Wanderungen, Kreativ-Workshops, Federball, Basketball, Fußball, Volleyball, Tisch-
tennis, Abendprogramm, Lagerfeuer, Disco-Keller.
Vollpension pro Turnus und Kind inklusive Betreuung durch ein gutes Team: 460 Euro, Geschwisterbonus 10 Euro,
Erstteilnahmebonus 15 Euro.
Reitwoche 14.-21. August 2010 Verlängerungswochen möglich mit Bustransfer zum Reithof, ca. sieben Hektar
Fläche, große Reithalle, über 30 Pferde
Angebot: fünf Tage reiten am Vormittag, jeweils zwei Reiteinheiten á 50 Minuten pro Tag, getrennt für AnfängerInnen
und Fortgeschrittene, kostenloser Ausrüstungsverleih
Preis pro Person und Reitwoche 315 Euro, Verlängerungswoche ohne Reiten 220 Euro, Mindestteilnahmezahl
sechs Personen pro Turnus
Infos und Anmeldungen: Kinderland Wien, Hugogasse 8, 1110 Wien, Telefon und Fax (01) 749 79 21, Mail
office@kinderlandwien.at, Web www.kinderlandwien.at
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Gemeint ist der Sozialstaat
Von Sepp Wall-Strasser

Es ist wie ein rituelles Schlachtopfer: Da wird uns ein Land vorgeführt,
welches alle Übel und Krankheitserreger der Zeit in sich trägt - korrupt
bis in die Knochen, faul, verschlagen, verschwenderisch.

Ganze Heerscharen von Staatsbeam-
ten liegen dem Staat auf der Tasche,
die halbe Bevölkerung lebt in Pensi-
on, kein Wirt zahlt Steuern - ein Ab-
schaum von Land! Sogar Investment-
banker ekelt es noch beim Ausspre-
chen des Urteils: „Griechenland hat
über seine Verhältnisse gelebt!“ In sei-
ner öffentlichen Strafung wird Heilung
für ganz Europa liegen.

Die Funktion des Sündenbocks

Sündenbockphänomene treten vor al-
lem in religiös-ideologisch fundierten
Gesellschaften auf, die stark dazu nei-
gen, ihre eigenen Grundfesten zu ta-
buisieren. Das Opfern des Sünden-
bocks hat die Funktion, nichts am
System ändern zu müssen, sondern die
bedrohte Ordnung wieder herzustel-
len. Erstaunlich, wie das auch im an-
geblich säkularen Informationszeital-
ter funktioniert. Mystifizierungen,
Halbwahrheiten und offene Lügen set-
zen sich als politische Kategorien
durch.

Die drei Tabus

Welche Tatsachen werden am Beispiel
Griechenland im öffentlichen Diskurs
tabuisiert?

1. Griechenland ist zum Spielball der
Spekulanten geworden. Die hohe Ver-
schuldung (115 Prozent des BIP) ist
nicht der Hauptgrund der gegenwär-
tigen Krise, sondern die Spekulation
auf Staatsbankrott und die ideologi-
sche Borniertheit der Politik und der
EZB. Hohe Schulden haben die mei-
sten Länder. Japans Schuldenstand

liegt bei 200 Prozent des BIP. Aber
Länder wie die USA und Japan kön-
nen ihre Schulden direkt über ihre
Zentralbank refinanzieren. Das ist ver-
nünftig, weil sie sich den Märkten und
der Spekulation nicht ausliefern und
dadurch die Zinslast geringer ist. Die-
se Option haben in der Eurozone nur
die Banken, nicht die Staaten.

2. Die „faulen Griechen“ leben nicht
in Saus und Braus: 20 Prozent der
Griechen sind von Armut bedroht, das
monatliche Durchschnittseinkommen
liegt bei 700 bis 1000 Euro. Dies ist
anscheinend noch zu viel. Denn man
wirft Griechenland vor, deswegen so
hohe Schulden zu haben, weil sie zu
wenig konkurrenzfähig sind. Was auf
Deutsch (im wahrsten Sinn des Wor-
tes) heißt: nochmals mit den Löhnen
runter! Schuld daran aber ist vor al-
lem Deutschland, weil es seit Jahrzehn-
ten Lohndumping betreibt.

Die Einführung der Währungsunion mit
einem Inflationsziel von zwei Prozent
sah auch vor, die Löhne ungefähr zwei
Prozent über der Produktivität zu hal-
ten. Deutschland ist massiv darunter
geblieben, deutsche Unternehmen
wurden zu Gewinnern, während fast
alle anderen darunter leiden. Das ist
ein klarer Verstoß gegen den Geist der
Währungsunion.

3. Die Korruption ist nicht der Kern
des Übels. Selbstverständlich gehört
zu jedem Einkauf eine ordentliche
Rechnung. Aber auch hier ist es wie
bei den Beamtentöchterpensionen:
Damit steht oder fällt keine Volkswirt-
schaft. Griechenland ist eines der

Schlusslichter beim Aufkommen von
Einkommens- und Gewinnsteuer: Es
liegt bei nur 7,5 Prozent des BIP
(OECD-Durchschnitt: 12 Prozent ).
Selbständige und Vermögende tragen
fast nichts bei, in der Schweiz lagern
mindestens 16 Mrd. griechisches
Schwarzgeld.

Mögliche Alternativen

Alternativen zu dieser Strategie gäbe
es durchaus, sie umzusetzen würde
allerdings mehrere schwere Tabu-
brüche voraussetzen. Hier die vor-
dringlichsten:

Tabubruch eins: Freie Finanzmärkte
sind nicht effizient. Anstatt Narrenfrei-
heit fürs Kapital braucht es eine grund-
legende Neuregulierung der Finanz-
märkte, die sofortige Einführung einer
Finanztransaktionssteuer, Zerschla-
gung systemrelevanter Banken, Re-
form der EZB.

Tabubruch zwei: Das Heil liegt nicht
in Konkurrenz und Export, ganz im
Gegenteil. Damit eine Währungsuni-
on funktioniert, braucht es auch eine
gemeinsame Steuer-, Wirtschafts-,
Beschäftigungs- und Lohnpolitik. Die-
se muss alle Mitglieder zu Lohnerhö-
hungen im Ausmaß der Produktivität
verpflichten (was Deutschlands Wett-
bewerbsfähigkeit senken und Grie-
chenlands Handelsbilanz heilen wür-
de) und die Besteuerung von Vermö-
gen, Kapitalerträgen und Finanz-
transaktionen harmonisieren.

Tabubruch drei: Investieren statt Spa-
ren. Sparen führt nicht aus der Über-
schuldung, sondern in die Rezession.
Wenn jetzt die Löhne und Pensionen
in Griechenland gekürzt werden, wenn
Spanien, Portugal, Italien diesem Kurs
folgen und Deutschland sich mit sei-
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nem Neuverschuldungsverbot durch-
setzt, dann gute Nacht, armes Euro-
pa!

Das Hauptproblem unserer Tage ist
also nicht der Mangel an Lösungen,
sondern dass diese von den Verant-
wortlichen nicht gewollt sind, weil sie
offenbar ein anderes Ziel verfolgen:
den Angriff auf den europäischen
Wohlfahrtsstaat. Plötzlich fordern
nämlich die sozialpolitischen Hardliner
eine Wirtschaftsregierung - aber nicht,
um den sozialen Zusammenhalt zu för-
dern, sondern um direkt in die Bud-
get- und vor allem Sozialpolitik der
einzelnen Mitgliedsländer eingreifen zu
können. Dann bestimmen nicht mehr
die nationalen Regierungen und Par-
lamente, ob es ein öffentlich finanzier-
tes Pensions- und Gesundheitssystem
oder einen freien Zugang zu Bildung

gibt, sondern dies machen dann die
Monetaristen der EZB, des IWF und
die dahinter lauernden „Investoren“ .

Gemeint sind wir

So macht das eingangs beschriebene
rituelle Opfern Sinn: Es soll uns ein-
drucksvoll vor Augen geführt werden:
„Ihr alle habt über eure Verhältnisse
gelebt!“ Nicht die Investmentbanker
mit Milliardenboni, nicht die Aktionä-
re der systemrelevanten Banken, nicht
die Spekulanten, die die Staatsbudgets
aussaugen - nein, wer fünf Wochen
Urlaub im Jahr genießen will, wer sich
an seiner bescheidenen Pension er-
freut, ein 13. und 14. Monatsgehalt
zum Ausgeben hat - der ist der „wah-
re“ Krisenverursacher!

Vor dem Hintergrund dieser Deutungs-

logik ist der Blick auf Griechenland
zugleich ein Blick in unsere Zukunft:
Was der neoliberalen Sparpolitik der
letzten 25 Jahre nur Schritt für Schritt
gelungen ist - den Wohlfahrtsstaat zu-
rückzudrängen -, soll nun offenbar in
einem raschen Coup vollendet wer-
den.

Insofern ist die Solidarität mit den Pro-
testaktionen der griechischen Bevöl-
kerung Hilfe zur Selbsthilfe. Damit
nicht auch wir demnächst zur Schlacht-
bank geführt werden ...

Sepp Wall-Strasser ist Bereichs-
leiter für Bildung und Zukunfts-
fragen im ÖGB Oberösterreich.

Quelle: Der Standard, 13.5.2010
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Landeskonferenz des GLB-Wien
Am 19. Juni 2010 fand die gut besuchte Landeskonferenz des GLB-
Wien statt. Bernhard Achitz, Leitender ÖGB-Sekretär für  Wir tschafts-
und Sozialpolitik, referierte zur Kampagne „fair teilen“ des ÖGB.

Sechs Prozent der Bevölkerung sind
von Armut betroffen, also fast 500.000
Menschen, über eine Million sind
armutsgefährdet. Während im EU-
Durchschnitt 5,4 Prozent der Einnah-
men aus vermögensbezogenen Steu-
ern stammen, sind es in Österreich nur
1,4 Prozent. Alleine die Anhebung die-
ser Steuern auf den EU-Durchschnitt
würde mit 4,8 Milliarden Euro ent-
scheidend zur Lösung des Defizits
beitragen.

In der Diskussion wurde u.a. die seit
Jahren fehlenden Reallohnerhöhungen
bemängelt und die sozialpartner-
schaftlich orientierte Politik der ÖGB-
Führung kritisch hinterfragt. Der GLB
Wien setzt sich für branchenüber-
greifende Solidarität ein und ruft zur

Kundgebung „Her mit der Sozial-
milliarde“ der GPA-djp am 29.6. um
9:30 Uhr auf dem Ballhausplatz auf.
Ab Herbst gibt es monatlich inhaltli-
che Themenabende, zu denen neben
den GLB-Mitgliedern auch interessier-
te Kolleginnen und Kollegen eingela-
den sind. Die Landeskonferenz des
GLB Wien fordert von der Bundes-
regierung die sofortige Rücknahme des
Postmarktgesetzes und die Postge-
werkschaft auf, sich mit allen Kampf-
maßnahmen dafür einzusetzen, eben-
so für eine Rücknahme aller Libera-
lisierungsschritte der EU.

Weiters fordert der GLB-Wien mehr
Personal für den Krankenanstalten-
verbund, ein sofortiges Ende der Pri-
vatisierungen und Ausgliederungen

durch die Stadt Wien und darüber hin-
aus. Anstelle der Aushöhlung der
Sozialnetze, z.B. des Pensions-
systems, fordert die Landeskonferenz
des GLB Wien eine aktive Sozialpoli-
tik ein.

Die neue Leitung des GLB-Wien wur-
de einstimmig gewählt. GLB-Wien-
Vorsitzender ist Michael Broz, seine
StellvertreterInnen sind GLB-AK-Rat
Robert Hobek (GPF), Heinz Farasin
(GPA-djp), Doris Grössinger (GdG),
Franz Grün (vida) und Sven Hilberth
(GPF).

Arbeitszeit verkürzen!
Von Ursula Lang

Eine Petition im Sinne des § 15 Abs 1 des Arbeiterkammergesetzes für
die Einführung der 35-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich hat jetzt
der GLB-Salzburg gestartet:

34 Jahre sind seit der letzten gesetz-
lichen Reduzierung der Arbeitszeit auf
40 Stunden vergangen, in diesen
Jahren ist die Produktivität massiv
gestiegen. Die Arbeiterinnen und
Angestellten haben davon jedoch nicht
profitiert - schon seit Jahren gibt es
keinen Reallohnzuwachs mehr.
Profitiert haben  bisher lediglich
Unternehmer und Aktionäre. 1987 –
also auch bereits vor 22 Jahren – gab
es einen einstimmigen Beschluss des
11. ÖGB-Bundeskongresses, der die
Einführung der 35-Stunden-Woche
zum Ziel hatte.

Arbeitszeitverkürzung gibt es inzwi-
schen in Form von Teilzeit, gering-
fügiger Beschäftigung etc. – allerdings
ohne jeglichen Lohnausgleich. In jenen
Branchen, die über ihren Kollektiv-

vertrag die Arbeitszeit geringfügig
reduziert haben, wurde dies durch
weitreichende Flexibilisierungen von
den Beschäftigten teuer erkauft.

Gerade jetzt ist die sofortige Ein-
führung der 35-Stunden-Woche bei
vollem Lohnausgleich ohne weitere
Flexibilisierungen notwendiger denn je.
Die Arbeitszeitverkürzung muss auch
bei Teilzeit adäquat zum Tragen
kommen, jede über die vereinbarte
Arbeitszeit hinausgehende Stunde
auch als Überstunde verrechnet wer-
den.

Im Antrag an die Arbeiterkammer wird
gefordert: „Die Vollversammlung der
Salzburger Arbeiterkammer fordert
die sofortige Einführung der 35-
Stunden-Woche bei vollem Lohnaus-

gleich, jede darüber hinausgehende
Stunde muss zuschlagspflichtig sein.
Die Arbeiterkammer wird sich mit allen
zur Verfügung stehenden Mitteln,
darunter auch jenem der Gesetzes-
initiative, dafür einsetzen.“

Folder mit Unterschriftenliste als PDF
zum Download:
www.glb.at/images/salzburg.pdf

Infos: GLB-Salzburg,
Elisabethstraße 11, 5020 Salzburg,
Mail glb.salzburg@aon.at
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Besuch in Theresienstadt
Die ihr zugedachte Aufgabe, die Zugangswege in das innere Böhmens
zu schützen, konnte die unter Kaiser Josef II. 1780-90 gebaute Festung
Theresienstadt nie erfüllen. Wohl aber diente die kleine Festung von
Anfang des 19. Jahrhunderts an als Gefängnis für  Soldaten und Geg-
ner der Habsburger Monarchie.

Berüchtigt wurde Theresienstadt erst
nach der Okkupation Böhmens und
Mährens durch Nazideutschland. In
der Kleinen Festung legte die Prager
Gestapo im Juni 1940 ein Polizeige-
fängnis an. In der Hauptfestung ent-
stand im November 1941 ein Ghetto,
ein Konzentrationslager für Juden.

Anfangs wurden die jüdischen Gefan-
genen nur in den Kasernenein-
richtungen untergebracht, bis Mitte
1942 erfolgte dann aber die Zwangs-
aussiedlung der ursprünglichen Ein-
wohner. Ganz Theresienstadt wurde
zu einer Stadt hinter Gittern. Ihr wur-
de eine bedeutende Rolle bei der
„Endlösung der Judenfrage“ zugespro-
chen.

Das Ghetto Theresienstadt, ursprüng-
lich nur Sammel- und Durchgangsla-
ger für Juden aus Böhmen und Mäh-
ren, wurde zu einem Altersghetto für
Häftlinge aus Deutschland und den
anderen von den Nazis okkupierten
Ländern. Es war Transitlager, diente
der Dezimierung (fast ein Viertel aller
Häftlinge starb hier) und der Propa-
ganda.

Das falsche Bild vom  „autonome jü-
dischen Siedlungsgebiet“, das die
Nazis in Theresienstadt durch Ver-
schönerungsaktionen darstellen woll-
ten, sollte vor dem Ausland das wah-
re Gesicht „der Endlösung der Juden-
frage“ verschleiern. Von der Entste-
hung des Ghettos bis zum 20. April
1945 wurden ungefähr  140.000 Män-
ner, Frauen und Kinder aus der Tsche-
choslowakei, Deutschland, Öster-
reich, Holland, Dänemark und Ungarn
nach Theresienstadt deportiert.

Während der letzten Kriegstage tra-
fen aus geräumten Konzentrationsla-
gern 15.000 weitere Häftlinge ein, die
meistens schwer krank waren oder am
Rande völliger Erschöpfung. Viele
Häftlinge kamen schon tot in Theresi-
enstadt an, andere starben massenhaft
bald nach dem Eintreffen. Mit ihnen
wurde auch eine Typhusepidemie ins
Lager eingeschleppt, die noch in den
ersten Wochen nach der Befreiung
Hunderte von Opfern forderte.

Theresienstadt war nicht nur ein Ort
unendlicher Qualen, sondern auch der
Tapferkeit, der Opferbereitschaft und
eines ständigen Kampfs um die Ret-
tung jener, die Opfer des Genozids
werden sollten. Zu seinen Protagoni-
sten gehörten zum Beispiel Ärzte und
Krankenpfleger, Pädagogen und Er-
zieher, Angestellte der Selbstverwal-
tung, aber auch all jene, die mit
unermesslicher Opferbereitschaft an
der Sicherstellung der grundlegenden
Funktionen arbeiteten, die unbedingt
zum Leben im ständig überfüllten La-
ger benötigt wurden.

Nicht zuletzt gehörten zu ihnen auch
Geistliche,  Wissenschaftler  und
Künstler, die den Geist ihrer Leidens-
genossen stärkten, ihnen Wissen und
Schönheit, aber auch Kraft zum Wi-
derstand und den Glauben an das
Überleben vermittelten. Am Helden-
tum dieser Menschen ändert auch die
Tatsache nichts, dass sie die ständig
neuen Transporte, die von Theresien-
stadt weiter in die Vernichtungslager
im Osten, vor allem in die Gaskam-
mern in Auschwitz-Birkenau, nicht
verhindern konnten.

Von den 87.000 Gefangenen dieser
Transporte überlebten nicht ganz
4.000 den Krieg. Unter den Ermor-

Eingang zur kleinen Festung. Hier wurde von der
Gestape 1940 ein Polizeigefängnis für politische
Gefangene angelegt

deten waren auch tau-
sende Kinder, von de-
nen nur Zeichnungen
zurückblieben, die für
die ganze Welt zum
Symbol der Ungeheu-
erlichkeit „der Endlö-
sung“ und einem dau-
erhaften Memento
wurden, das auch die
Nachkriegsgeneration
mahnt.
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Langer Atem und kämpferische Ungeduld
Irma Schwager ist am 31. Mai 90 Jah-
re alt geworden. In der Roten Bar des
Volkstheaters in Wien organisierten die
Frauen der KPÖ und des Bundes
Demokratischer Frauen (BDF) eine
eindrucksvolle Feier, zu der zahlreiche
GratulantInnen, viele BegleiterInnen
aus einem bewegten, breitgestreuten
politischen Leben und natürlich die
Familie kamen.

Mit beeindruckenden kulturellen Dar-
bietungen (Chor Gegenstimmen,
Margarethe Deppe, Reinhart Sellner,
Eva Dité, Heino Fischer, Linde Prelog,
Enkelsohn Robert Rotifer) und in den
Redebeiträgen (Melina Klaus, Hed-
wig Gründler, Ernst Schwager, Birge
Krondorfer, Bärbel Danneberg) wur-
de Irma Schwager geehrt und Dank
ausgesprochen für ihren unermüdlichen
Einsatz im Interessen der Frauen, für
Frieden und ihr antifaschistisches En-
gagement.

Über Irma Schwagers Rolle im Wi-
derstandskampf in Frankreich, über
ihren antifaschistischen Einsatz und ihr
großes Engagement für ein demokra-
tisches, freies Österreich ist schon viel
geschrieben worden. Sie selbst ist ja
auch immer wieder als Zeitzeugin bis
heute unterwegs. Wir kennen sie als
unermüdliche Kämpferin für den Frie-
den und vor allem als hartnäckige Ver-
fechterin von Gleichbehandlung und
Frauenrechten.

Als Vorsitzende des BDF und in ihren
langjährigen Funktionen in der KPÖ
ist sie stets für eine menschlich zu ge-
staltende Welt eingetreten, die wir
beruhigt unseren Kindern und Enkeln
übergeben können. Doch dafür gebe
es noch viel zu tun und es scheint, dass
wir einen langen Atem brauchen, wenn
wir zum Beispiel Irma Schwagers Ein-
satz für die Rechte der berufstätigen
Frauen verfolgen.

„Wir haben seit der Zweiten Republik

bei jedem Justizminister vorgespro-
chen, um eine Änderung des Ehe- und
Familienrechts zu erreichen, das noch
aus dem Jahr 1811, aus der
Postkutschenzeit, stammte“, sagte
Irma Schwager in einem Interview, das
ich mit ihr vor Jahren geführt habe.
„Damals war der Mann das Ober-
haupt der Familie und er konnte den
Wohnsitz bestimmen, er konnte ent-
scheiden, ob seine Frau berufstätig sein
darf, und die Mutter hatte nicht das
Recht, einen Pass oder einen Lehrver-
trag für ihr Kind zu unterschreiben,
selbst dann nicht, wenn sie das Kind
alleine unterhalten hat. Und jeder Ju-
stizminister hat uns recht gegeben,
dass dies längst von der Zeit überholt
sei, aber dazu sei eine Mehrheit im
Parlament nötig. Anfangs sagte die
ÖVP, mit diesem überholten Gesetz
solle doch die Verantwortung des Va-

ters ausgedrückt werden – so wurde
das argumentiert. Als dann der Druck
der Frauen in allen Parteien stärker
wurde, ist es Mitte der 70er Jahre
gelungen, das Ehe- und Familienrecht
stückweise zu reformieren.“

Rückblickend meint Irma, dass durch
die Beharrlichkeit und die Zusammen-
arbeit von Frauen über Parteigrenzen
hinweg etwas in Bewegung gebracht
wurde. So habe zum Beispiel der
Druck der Frauen dazu geführt, dass
am Villacher SPÖ-Parteitag Mitte der

70er Jahre das Gesetz über die
Fristenlösung beschlossen wurde. Vor
allem auch der Einsatz von Frauen-
ministerin Johanna Dohnal habe dazu
beigetragen, die Tore für frauen-
politische Anliegen breit zu öffnen.

In einer Frage jedoch ist es bis heute
nicht gelungen, zufriedenstellende Ver-
besserungen zu erreichen, wie auch
der jüngste Frauenbericht zeigt. Irma:
„Beim ungleichen Einkommen der
Frauen hat sich in den letzten hundert
Jahren bis heute nichts geändert. Auch
wenn die Frauenkategorien in den
Lohngruppen abgeschafft wurden – in
den verschiedenen Kollektivverträgen
sind die Frauen ja nie in die höchste
Stufe gekommen. Und durch die pre-
kären Arbeitsverhältnisse werden er-
rungene Rechte untergraben.“

Ebenso sei die Fra-
ge der Kinderbe-
treuung, die für be-
rufstätige Frauen
eine große Rolle
spielt, bis heute
nicht zufriedenstel-
lend gelöst. Zwar
sei dies heute ein
Thema in der öf-
fentlichen Diskussi-
on, „aber früher ist
ja richtig Pingpong
damit gespielt wor-
den: Die Regierung

hat gesagt, das sei Sache der Länder,
die Länder haben gesagt, das sei Sa-
che der Gemeinden - und die haben
dafür kein Geld.“

Die „Arbeit“ wünscht der 90-jährigen
Jubilarin nachträglich alles Gute zum
Geburtstag und dankt für ihren uner-
müdlichen Einsatz für Frauenrechte
und Frieden.

Bärbel Danneberg
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Von Karin Antlanger
Wie zur Zeit des Kalten Krieges
Der Oberlehrer der österreichischen Fernseh-Nation verfehlte beim
Festakt zum 65. Jahrestag des ÖGB das Thema: Wird er senil oder
war er schon immer so daneben? Vermutlich Letzteres.

Bei der Festveranstaltung am 27. April
2010 waren alle vertreten, die aus
Sicht der ÖGB-Führung Einfluss auf
die aktuelle politische Landschaft ha-
ben. In ihren Grußworten betonten
Bundespräsident, Bundeskanzler, Vi-
zekanzler und ÖGB-Präsident, dass
nach dem Ende des 2. Weltkrieges ein
einheitlicher und überparteilicher ÖGB
gegründet wurde, der eine Zusammen-
arbeit über die Parteigrenzen hinweg
ermöglichen sollte.

Bis Hugo Portisch Herr über das Mi-
krofon wurde: Er stellte zwar zu Be-
ginn launig fest, dass es schwierig sei,
65 Jahre ÖGB-Geschichte in 20 Mi-
nuten zu referieren, sodass er nur sie-
ben Eckpunkte á drei Minuten skiz-
zieren wollte.

Schwer zu sagen, wie lange Portisch
tatsächlich gesprochen hat, da wir

GLB-VertreterInnen nach etwa 30
Minuten geballtem Antikommunismus
die Veranstaltung wegen sportlicher
Wertlosigkeit und Respektlosigkeit
gegenüber einer Gründungspartei des
ÖGB verließen. Schließlich muss man/
frau nicht jeden Erguss eines alten
Mannes, der sich geistig anscheinend
immer noch in der Zeit des Kalten
Krieges befindet, über sich ergehen
lassen.

Der „einheitliche und überparteiliche
ÖGB“ wurde durch den Auftritt des
Möchtegern-Historikers, der in
Wahrheit aber nur Journalist und als
solcher ein Lohnschreiber der US-
Besatzungsmacht war, auf ein Boll-
werk gegen die sowjetische Besat-
zung und auf einen Garanten für die
Bekämpfung der österreichischen
KommunistInnen reduziert.

Dabei stellte Portisch sogar klar, dass
dem ÖGB nach 1945 insofern eine
immens wichtige Rolle zukam, als der
Wiederaufbau nur mit massivem Lohn-
verzicht von ArbeiterInnen und Ange-
stellten möglich war und dieser Lohn-
verzicht nur durch die Beihilfe des
ÖGB von statten gehen konnte.

Als Portisch nach 30 Minuten Rede-
zeit erst bei den „Rollkommandos der
Kommunisten“ im Zuge der Oktober-
streikbewegung 1950 angelangt und
das Ende seiner Redezeit absehbar
war, hatte er etwa 90 Prozent seiner
Redezeit damit verbra(u)cht, die
65jährige Geschichte des ÖGB auf die
Geschichte eines Kampfes gegen
KommunistInnen zu reduzieren. Muss
der sich fürchten!

Dem ÖGB ist jedenfalls mit Portisch
als Festredner wieder mal der Tritt ins
politische Fettnäpfchen geglückt. Tho-
mas Mann hat den Antikommunismus
als die „Grundtorheit der Epoche“.
Portisch muss da irgendwo stecken
geblieben sein…

Von Anita Kainz
Profitgier gegen Sozialstaat

Die Profitgier einiger Spekulanten, die den Rachen nicht vollkriegen
konnten, verursachte eine Finanzkrise, mit der wir noch lange zu kämp-
fen haben werden.
Um diese Krise zu überleben, wurden
von allen Regierungen Riesensummen
in das Finanzkapital gepumpt. Das
wiederum verursachte in allen Ländern
ein Ansteigen des Budgetdefizits. An-
statt die wirklich Schuldigen dieser
Krise – Banken, Versicherungen,
Hedgefonds, Aktienspekulanten, Stif-
tungen, usw. – zur Kasse zu bitten,
haben die Regierungen nur ein Rezept:
Ausgabenkürzungen.

Es soll bei  Sozialleistungen, Bildung,
Gesundheit und Pensionen gespart
werden. Die Lebensarbeitszeit soll
verlängert werden, obwohl es jetzt
schon 400.000 Arbeitslose in Öster-
reich gibt. Angedacht ist auch eine
Erhöhung der Mehrwert- und Mine-

ralölsteuer, die natürlich wieder nur die
kleinen und mittleren Einkommen trifft.
Dabei würde allein die Eintreibung der
Steuer- und Sozialabgabenschulden
der Unternehmer  dem Staat einige
Milliarden Euro bringen. Auch die
Erhöhung der Körperschafts- und
Vermögensteuer, die Abschaffung der
Gruppenbesteuerung,  die Wiederein-
führung der Erbschaftsteuer  und eine
Umstellung der Berechnungsbasis für
die Sozialversicherung (nach Wert-
schöpfung) würden das Budgetdefizit
kräftig verringern und gleichzeitig für
mehr Gerechtigkeit bei der Steuer-
verteilung sorgen.

Die Profitgeier verlangen immer radi-
kaler Kürzungen aller Sozialausgaben

und beschwören immer wieder, dass
Bildung, Gesundheit und Pension vom
Staat nicht mehr zu finanzieren ist. In
Wirklichkeit wäre ein Ausbau des
Sozialstaates für alle ein Vorteil. Jede
Investition in Bildung, Gesundheit und
Pension bringt mehr Arbeitsplätze und
stärkt die Kaufkraft, während jeder
Zuschuß für das Finanzkapital verlo-
renes Geld ist, denn aus Profitgier wird
fleißig jeder Gewinn wieder zum Spe-
kulieren verwendet, anstatt Arbeits-
plätze zu schaffen und Investitionen zu
tätigen.

Daher müssen die Forderungen der
Gewerkschaft und der Arbeiter-
kammer nach einem gerechten Steu-
ersystem und dem Ausbau des Sozial-
staates mit mehr Nachdruck erfolgen,
um der Profitgier des Finanzkapitals
endlich einen Riegel vorzuschieben.

Anita Kainz
ist GLB-Aktivistin in Wien
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Von Hans Hautmann
Str eik oder Putschversuch?

Der Str eik vom September und Oktober 1950 war der größte Str eik
der Nachkriegszeit und eine der bedeutendsten Kampfaktionen in der
Geschichte der österreichischen ArbeiterInnenbewegung überhaupt.

Wir Historiker sind ständig mit dem
Phänomen konfrontiert, dass sich
Geschichtslegenden entgegen allen hi-
storischen Tatsachen zählebig behaup-
ten. Das öffentliche Bewusstsein über
ein historisches Ereignis ist oft wesent-
lich geschichtsmächtiger als das Ereig-
nis selbst. Jenseits jeder Realität kön-
nen sich dadurch die Fakten in ihr
Gegenteil verkehren.
Geschichtsbewusstsein wird von man-
nigfaltigen ökonomischen, politischen
und kulturellen Faktoren gesteuert, und
man kann es nur dann erklärend in den
Griff bekommen, wenn man die hinter
ihm stehenden gesellschaftlichen Inter-
essen analysiert.

Eine zentrale Position unter den
Geschichtslegenden der Zweiten Re-
publik nimmt die Streikbewegung
anlässlich des 4. Lohn- und Preisab-
kommens ein. Eine große Kampf-
aktion breiter Teile der ArbeiterInnen-
schaft über parteipolitische Grenzen
hinweg wurde in das Werk einer klei-
nen Minderheit von kommunistischen
Agitatoren umgemünzt, die, mit der
sowjetischen Besatzungsmacht im
Rücken, putschartig an die Macht zu
kommen trachtete. Die große Mehr-
heit der überwiegend sozialdemokra-
tischen ArbeiterInnen hätte sich völlig
abseits gehalten und damit „Demokra-
tie und Freiheit vor einer kommunisti-
schen Machtübernahme“ gerettet.

Die Hintergründe des Streiks

Eine so mächtige Streikbewegung
konnte aber nicht wie der Blitz aus
heiterem Himmel kommen oder will-
kürlich angezettelt werden. Es war das
Zusammentreffen dreier Faktoren,
das zum Oktoberstreik führte: 1) das
Zurückbleiben der Kaufkraft der ar-

beitenden Menschen gegenüber dem
ansteigenden Lebensmittel- und Wa-
renangebot sowie die Kluft zwischen
dem niedrigen Lohnniveau und den
sprunghaft anwachsenden Profiten; 2)
die Kampfbereitschaft der
ArbeiterInnen und Angestellten auf-
grund der von ihnen mit den vorher-
gegangenen drei Lohn- und
Preispakten gemachten Erfahrungen;
und 3) die aufklärende und organisie-
rende Tätigkeit der KommunistInnen
in den Betrieben.

Vor 1950 stand nicht der Geldlohn im
Vordergrund der Sorge der arbeiten-
den Menschen, sondern die Beschaf-
fung der notwendigen Lebensmittel,
also nicht mehr Lohn, sondern mehr
Kalorien. Die Versorgungsschwierig-
keiten waren 1950 vorbei. Gegenüber
dem nun vorhandenen Waren- und
Lebensmittelangebot blieb die Kauf-
kraft der arbeitenden Bevölkerung
zurück. Das Missverhältnis zwischen
dem niedrigen Lohnniveau und den
sprunghaft wachsenden Profiten war
aufreizend. Die Produktion lag 1950
schon mit 142 Prozent über dem Vor-
kriegsstand. Der Reallohn war aber
weit unter dem Vorkriegsniveau und
dementsprechend der Konsum. Die
Kalorien waren 1950 bereits da, aber
die Löhne waren zu niedrig.

Zunehmende Unruhe

Die ersten beiden Lohn- und Preis-
abkommen wurden im Vertrauen auf
die Versprechungen der Regierung
noch geduldig hingenommen. Aber
schon beim 3. Lohn- und Preispakt
im Mai 1949 gärte es in den Betrie-
ben. Franz Honner schrieb damals:
„Die wahre Engelsgeduld des arbei-
tenden Volkes hat offenbar ein paar

Herren auf den Gedanken gebracht,
einmal auszuprobieren, was man ihm
alles ungestraft zumuten darf“.

Beim 4. Lohn- und Preispakt zeitigte
die politische Arbeit der Kommu-
nistInnen und ihr Versuch, über Teil-
streiks zu Massenbewegungen zu
kommen, ihre Wirkung. Ihre Warnun-
gen vor den Folgen der Lohn- und
Preisabkommen, ihre Aufforderung
mit gewerkschaftlichen Kampfmitteln
eine Anhebung des Lohnniveaus und
damit der Kaufkraft durchzusetzen,
fanden breite Zustimmung. Wiewohl
eine Minderheit waren sie die auslö-
sende und vorwärtstreibende Kraft
der großen Streikbewegung.

Entscheidend war, dass sie mit ihrer
aufklärenden Tätigkeit vorher die not-
wendigen allgemeinen Bedingungen
geschaffen hatten und nicht der Inhalt
der Flugblätter, die sie am 25. Sep-
tember 1950 vor den Fabriktoren ver-
teilten. Die KPÖ-Führung war vom
Ausmaß der Bewegung anfänglich
überrascht und die Protestaktionen
eskalierten weitgehend ohne ihr Zu-
tun zum Massenstreik. Das Parade-
beispiel ist die VÖEST, wo 1950 der
VdU mit 14 Betriebsräten die Mehr-
heit unter den Arbeitern hatte gegen-
über 12 der SPÖ und 2 der KPÖ.
Gerade hier war die Reaktion auf den
4. Lohn- und Preispakt besonders
heftig.

Eine organisierte Bewegung

Der Oktoberstreik war eine elemen-
tare, keineswegs aber bloß spontane,
sondern in hohem Maße organisierte
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Kampfbewegung. Der Streik begann
in der amerikanischen Besatzungszo-
ne, in Linz und Steyr. Von hier breite-
te er sich über ganz Österreich aus.
Am Ausstand beteiligten sich etwa
200.000 ArbeiterInnen und Angestell-
te, in der überwiegenden Mehrheit der
verstaatlichten und Privatbetriebe. In
Wien streikten 242 Betriebe mit
41.000 Beschäftigten, in Niederöster-
reich 215 Betriebe mit 54.500 Be-
schäftigten. In Oberösterreich legten
an die 60.000 die Arbeit nieder, in der
Steiermark 25.000 und in Salzburg
7.000 bis 8.000. In den übrigen Bun-
desländern gab es ca. 1.500 Streiken-
de.

Von den 1950 in der österreichischen
Industrie ungefähr 500.000 Beschäf-
tigten beteiligten sich an die 40 Pro-
zent. Die Bewegung ging aber noch
über diese Zahlen hinaus, denn Zehn-
tausende traten zwar nicht in den
Streik, fassten aber Ablehnungs-
beschlüsse oder demonstrierten mit
und waren damit ebenfalls Teil der
Massenbewegung.

Unterbrechung nahm den
Schwung

Der Streik verlief in zwei Wellen: vom
26. bis 29. September und vom 4. bis
6. Oktober. Ende September war er,
nach Aufruf seitens der KPÖ, zeitweilig
unterbrochen worden. Diese Entschei-
dung wird seither als schwerer Fehler
angesehen, weil dadurch dem Streik
der Schwung genommen worden sei
und die Erfahrungen mit Massen-
bewegungen in der Tat zeigen, dass
man sie nicht auf Knopfdruck aus- und
wieder einschalten kann.

Ein Fehler war es, weil man damit der
Regierung und der SPÖ-Gewerk-
schaftsspitze eine willkommene Atem-
pause verschaffte, die sie sofort dazu
benützte, um ihre Propagandasalven
vom kommunistischen Putschversuch
abzufeuern. Vorher hatten sie das auf-
grund des Faktums, dass der Streik

gerade in Betrieben mit SPÖ-Mehr-
heit unter den Belegschaften ausgebro-
chen war, nicht zu behaupten gewagt.
Die Schürung des antikommunisti-
schen Syndroms, in der Masse der
ÖsterreicherInnen längst verinnerlicht,
war zweifellos die wirksamste Waffe
in dieser Situation und wurde von der
Regierung daher folgerichtig in hem-
mungsloser Weise eingesetzt.

Auf der anderen Seite lässt sich rück-
blickend nach 60 Jahren aber auch
nicht die Lauterkeit des Zwecks und
der Absicht, die zur Streikunter-
brechung führte, in Abrede stellen. Der
Regierung sollte damit Zeit zur Über-
legung gelassen werden. Die gesamt-
österreichische Betriebsrätekonferenz
sollte ein zentrales Streikkomitee zur
Weiterführung des Ausstandes, zu all-
fälligen Verhandlungen und zur orga-
nisierten Beendigung des Streiks le-
galisieren. Gerade mit der Unterbre-
chung sollte demonstriert werden, dass
der Streik den Fall oder die Verände-

auch politische Bedeutung bekommt
und es doch das erklärte Ziel der Be-
wegung war, einen von der Regierung,
der Koalition ÖVP/SPÖ, und von den
Unternehmern mit der Gewerkschafts-
spitze beschlossenen Pakt zu Fall zu
bringen.

Regierung macht keine
Konzession

Interessanter-, aber nicht zufälligerwei-
se wurde von der Regierung nicht die
geringste Konzession gemacht. Für ihr
hartes Auftreten waren politische
Gründe maßgebend, die in Zusam-
menhang mit ihren Perspektiven für die
weitere Entwicklung Österreichs stan-
den, nämlich der Kapitalistenklasse
die Möglichkeit zu geben, ihre wirt-
schaftliche Macht wieder aufzurichten
und den Mechanismen der so genann-
ten „freien Marktwirtschaft“, die nach
1945 eingeschränkt waren, wieder
Bahn zu verschaffen. So gesehen war
es die Koalitionsregierung, die mit ih-

rung des 4. Lohn- und Preispaktes
zum einzigen Ziel hatte und er nicht die
Absicht der Zuspitzung zu einem
Staatsstreich verfolgte.

War der Streik von 1950 daher rein
und ausschließlich wirtschaftlicher
Natur? Das war nicht der Fall und
konnte nicht der Fall sein, weil jeder
ökonomische Kampf von nur irgend-
wie größerer Quantität unvermeidlich

rem unnachgiebigen Auftreten dem
Streik einen politischen Charakter ver-
lieh.

Worum konnte es der KPÖ gehen?
Nicht darum, einen Umsturz herbei-
zuführen und die Macht zu ergreifen,
denn bei aller Empörung und Streik-
bereitschaft entbehrte die Lage in
Österreich 1950 der unabdingbaren
Bestandteile einer revolutionären Si-

Protestkundgebung am Linzer Hauptplatz am 26. September 1950
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tuation. Eine solche Zielsetzung war
zudem unter den damaligen Bedingun-
gen des vierfachen Besatzungsregimes
irreal bzw. hätte zur Zerreißung Öster-
reichs geführt, wogegen die KPÖ mit
ihrer ganzen Politik nach 1945 immer
und unzweideutig auftrat.

Klasseneinheit als Ziel

Es ging ihr also politisch darum, das
Bündnis der Kapitalistenklasse mit den
rechten SPÖ-Führern und den diesen
folgenden ArbeiterInnen zu sprengen,
zu einer Klasseneinheit zu kommen,
aus der mit den Unternehmern pak-
tierenden Gewerkschaft wieder eine
Gewerkschaft des Kampfes und der
Interessenswahrnehmung der Arbei-
terInnen zu machen, zu verhindern,
dass die Lasten des Wiederaufbaus
der Wirtschaft einseitig auf den Schul-
tern der arbeitenden Bevölkerung lie-
gen, kurz: in Österreich eine andere,
soziale, den Interessen der Volksmas-
sen dienende Politik durchzusetzen.
Diese Aufgabe war damals aktuell und
ist es heute mehr denn je.

Immer wieder ist behauptet worden,
dass der Streik 1950 nur deshalb eine
so große Dimension angenommen
habe und die KommunistInnen nur
deshalb einen so großen Einfluss auf
die Streikbewegung ausüben konnten,
weil sie von der sowjetischen Besat-
zungsmacht unterstützt wurden. Man
weist auf die USIA-Betriebe hin, dass
man dort die nichtkommunistischen
Arbeiter und Arbeiterinnen zum Streik
gezwungen habe, usw.

In Wirklichkeit war die Anwesenheit
der Besatzungstruppen für die Koali-
tionsregierung und die SP-Führung
eine weit größere Hilfe als für die
KPÖ. Die Präsenz der Amerikaner
und Engländer stärkte die Zuversicht
der Regierung Figl/Schärf, die den
Unternehmern und der ÖGB-Spitze
Sicherheit gab und auch die Möglich-
keit, gegenüber den Forderungen der
streikenden Arbeiterschaft hart und

unnachgiebig aufzutreten.

Widersprüchliche Folgen

Die ökonomischen und politischen
Folgen des Streiks waren wider-
sprüchlich, und man muss dabei zwi-
schen den kurzfristigen und langfristi-
gen Folgen unterscheiden Äußerlich
betrachtet endete er mit einer Nieder-
lage, weil keine der Forderungen
durchgesetzt werden konnte. Der
Streik versetzte den Herrschenden in
Österreich aber einen Schock, und
man wurde vorsichtiger.

Bis Ende 1950 gab es keine Preisstei-
gerungen und auch danach blieb die
Preisbewegung moderater als früher.
Das 5. und letzte Lohn- und Preisab-
kommen im Jahr 1951 war bereits
begrenzt und gemäßigt. Es wurde pro-
pagandistisch sorgfältig vorbereitet und
provozierte im Unterschied zu den
vorhergegangenen kaum Widerstand.
Danach hörte man mit der Methode
der Lohn-Preis-Pakte überhaupt auf
und räumte den Einzelgewerkschaften
einen größeren Spielraum in der Ta-
rifpolitik ein.

Für die KPÖ zeitigte der Streik eine
von ihren Gegnern unerwartete Wir-
kung, denn diese glaubten sie am Bo-
den zerstört. Und obwohl sie in der
Gewerkschaft durch Ausschlüsse und
in den großen Betrieben durch Ent-
lassungen Positionen einbüßte, festig-
te sie in der Folge ihr Ansehen in der
ArbeiterInnenschaft. Bei den Betriebs-
ratswahlen in der VÖEST 1951 stei-
gerte sich ihr Anteil unter den
ArbeiterInnen, verglichen mit 1949,
von 9,5 auf 30,3 Prozent, bei den
Angestellten von 7,7 auf 14,2 Prozent.
Es war das der größte Wahlerfolg in
der Geschichte des Werkes überhaupt,
und er zeigte, dass die Beschäftigten
der VÖEST jenen Kollegen das Ver-
trauen aussprachen, die im Herbst
1950 bis zuletzt an ihrer Seite gestan-
den waren. Ebenso war es in anderen
österreichischen Industriebetrieben.

Von der Rekonstruktion zum
Aufschwung

1952 und 1953 war bereits spürbar,
dass die Rekonstruktionsperiode in
Österreich zu Ende ging und ein wirt-
schaftlicher Aufschwung begann, der
über Jahrzehnte anhielt.

Keynesianische Wirtschaftspolitik,
Vollbeschäftigung, soziale Errungen-
schaften, Reallohnzuwächse, Wohl-
stand sind hier die Stichworte. All das
förderte eine Politik, welche die öko-
nomischen Gegensätze von den Fa-
briken und von der Straße an den „grü-
nen Tisch“ verlagerte. Dies wiederum
verstärkte die Entpolitisierung der
Bevölkerung und somit die Sozialpart-
nerschaft, die zum Symbol par
excellence der auf Harmonie fußen-
den österreichischen Gesellschaft als
vielbewunderter und beneideter „In-
sel der Seligen“ wurde.

Jedoch auch diese Epoche ist längst
zu Ende. Was wir seit nunmehr zwan-
zig Jahren im Zeichen der neoliberalen
Wende erleben, ist Klassenkampf von
oben in reinster, unverhülltester Form
und der bereits weitgehend gelungene
Versuch, das Prinzip öffentlicher
Wohlfahrtsvorkehrungen als Behinde-
rung des freien Marktes und des ma-
ximalen Wachstums der Profite abzu-
schaffen.

Die Interessen der arbeitenden Men-
schen waren und sind stets andere als
die der Kapitalmächtigen. Der objek-
tive Gegensatz bleibt unversöhnlich
und wird dringender denn je auf Sei-
ten der arbeitenden Menschen kollek-
tives Handeln erfordern. Wie das ge-
schehen kann und mit welchen Ergeb-
nissen, vermag uns der Streik von
1950 als historische Erfahrung vor
Augen zu führen.

ao.Univ.Prof. i. R. Dr. Hans Haut-
mann ist Historiker und lebt in
Wien
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Post-Antrag abgeschmettert
Bei der 153. Vollversammlung der Wiener AK am 28. April 2010 appel-
lier te Präsident Tumpel an die Regierung, bei der Budgetsanierung
Bedacht auf die wirtschaftliche Entwicklung zu nehmen, um sich nicht
selbst ins Knie zu schießen. Zahlen sollen die Banken, die von den aus
Steuergeldern finanzierten Rettungspaketen profitier t haben, so Tumpel.

Der Präsident forderte weiter eine
Transaktionssteuer – wenn nicht EU-
weit, dann eben in Österreich. Immer-
hin haben sieben Länder in Europa ähn-
liche Steuern, trotzdem ist die Wirt-
schaft dort nicht daran zerbrochen.
Dringend notwendig sei das Schließen
von Steuerlücken und der Kampf ge-
gen Steuerhinterziehung. Immerhin
wird geschätzt, dass durch diesen
Betrug den Haushalten der EU-Län-
der ca. 300 Milliarden Euro entgehen.
Für Empörung sorgte ein FP-Antrag,
die AK möge sich von Kammerräten

distanzieren, die angeblich das De-
monstrationsrecht missbrauchen und
das Ansehen der Kammer schädigen.
Dabei war auch die Rede von „unzäh-
ligen gewalttätigen Links-Faschisten“,
die gegen den Burschenschafter-Ball
und Rechtsextremismus demonstrier-
ten.

GLB-Arbeiterkammerrat Robert
Hobek empfahl FP-Fraktionsführer
Rösch „Lernen Sie Geschichte“ und
erinnerte daran, dass die Freiheitlichen
die Existenz der AK in Frage gestellt

bzw. eine Reduzierung der AK-Um-
lage gefordert hatten, was auch zu ei-
ner Reduzierung der Leistungen ge-
führt hätte.

Zum GLB-Antrag das Postmarkt-
gesetz zurückzunehmen meinte
Hobek, dass dieses letztlich das Ende
der Postämter in ihrer gewohnten
Qualität, dort wo es sie noch gibt und
nicht schon den bisherigen Zusperr-
wellen zum Opfer gefallen sind, be-
deutet. Er erinnerte daran, dass die
rot-schwarze Regierung die Post für
den EU-Beitritt vorbereitet hatte und
es ohne größeren Widerstand der
Gewerkschaft zum Börsegang der
Post kam. Während die FCG für die
Zuweisung des GLB-Antrags war,
wurde dieser von der FSG-Mehrheit
abgeschmettert.

Peter Scherz:
Ohne Kampf wird es nicht gehen!
Der Bericht von AK-Präsident Rothschädl auf der Vollversammlung
der steirischen Arbeiterkammer  am 8. Juli 2010 gab über weiter Str ek-
ken ein zutreffendes Bild der Krisenfolgen in unserem Land. AK-Rat
Peter Scherz (GLB) betonte aber in seinem Diskussionsbeitrag, dass
ein Druck von unten auf die Regierungsparteien und auf die Unterneh-
mer notwendig ist, um positive Veränderungen auch umzusetzen:

„In den vom GLB heute vorgelegten
und von der AK-Vollversammlung
angenommenen Anträgen und Reso-
lutionen sind konkrete Vorschläge da-
für enthalten, wo das Geld zu holen
ist. Eines ist aber klar: Wer auch in der
Krise abgecasht hat und wer Milliar-
den an Euros von den Regierungen
erhalten hat, der wird nicht freiwillig
auf seine Privilegien und auf seine
Macht verzichten. Ohne Kampf wird
es nicht gehen!“ so Scherz.

Sehr viel zu tun

AK-Rat Kurt Luttenberger verwies
darauf, dass die Krise noch lange nicht
überwunden ist und negative Auswir-
kungen auf die Arbeitswelt hat haben

wird: „Die künftige Arbeitswelt wird
viel stärker als heute von Prekariat
bestimmt werden.“ Deshalb gibt es für
die AK und für die Funktionärinnen

und Funktionäre in den Betrieben sehr
viel zu tun, um soziale Gerechtigkeit
zu verteidigen bzw. erst zu erreichen:
„Wir werden daran gemessen werden,
was wir für die Kolleginnen und Kol-
legen zusammenbringen.

Der GLB hatte in seinen Anträgen un-
ter anderem eine Krisenanleihe der
Aktiengesellschaften, eine Solidarab-
gabe von den Reichen und Super-

reichen, ein kom-
munales Inves-
titionspaket und die
Einführung einer
Nahverkehrsab-
gabe der Unterneh-
mer zur Finanzie-
rung des öffentli-
chen Personennah-
verkehrs gefordert.
Alle vier Anträge
und Resolutionen
des GLB wurden
angenommen.

Kurt Luttenberger und Peter Scherz
GLB-AK-Räte Steiermark



die Arbeit

Seite 20 die Arbeit 3/10

Allen Unkenrufen zum Trotz wurden
die Stadien punktgenau fertiggestellt,
bewährte sich die komplexe Organi-
sation reibungslos, war die Stimmung
phantastisch. In den Augen des inter-
nationalen Fußballverbandes FIFA
war ein erfolgreicher Abschluss der
WM absehbar.

Hinter den Kulissen

Aber werden Südafrikas Demokratie
und Wirtschaft gestärkt aus dem Tru-
bel hervorgehen? Trägt die WM zu
einer nachhaltigen sozialen Entwick-
lung in Südafrika bei? Die Antworten
darauf fallen unterschiedlich aus.
Zweifellos ist der Umstand, dass die
WM erstmals auf dem afrikanischen
Kontinent stattfindet, für das bis zu
den ersten freien Wahlen 1994 poli-
tisch und sportlich isoliert gewesene
Südafrika positiv. Die WM setzt ei-
nen spektakulären Schlusspunkt un-
ter seine schrittweise Wiederein-
gliederung in die internationale Sport-
welt. Gleichzeitig geht es auch um eine
Leistungsschau nach eineinhalb Jahr-
zehnten Demokratie: Nicht nur ist der
von vielen prophezeite Bürgerkrieg
nach Jahrzehnten der Diskriminierung
der schwarzen Mehrheitsbevölkerung
(„Apartheid“) ausgeblieben.

Stattdessen wurde ein Prozess zur
Errichtung einer „nicht-rassistischen“
und „nicht-sexistischen“ Demokratie in
Gang gesetzt, der weltweit seinesglei-
chen sucht. Ausdruck dessen war
Mandelas historische Versöhnungs-
politik zwischen Schwarz und Weiß
ebenso wie die von Friedensnobel-
preisträger Desmond Tutu geleitete
Versöhnungskommission zur Aufarbei-
tung der schweren Menschenrechts-
verbrechen der Apartheidepoche.

Südafrika: Hinter den
Kulissen der Fußball-WM
Von Walter Sauer
Nun war sie also da, die Fußball-WM in Südafrika – ein Mega-Event
für den Sport, die Medien und nicht zuletzt für den Kommerz.

WM als Info-Input

Das Kalkül, über die Sportbericht-
erstattung auch Informationen über die
Geschichte, den Freiheitskampf oder
die gesellschaftspolitische Entwicklung
Südafrikas an andere Zielgruppen als
die (entwicklungs-) politisch ohnehin
Interessierten zu vermitteln, scheint
aufzugehen. Sogar die Berichterstat-
tung in Österreich ist, abgesehen von
wenigen Ausnahmen, erstaunlich viel-
fältig und seriös geworden (wozu nicht
zuletzt der Afrika-Schwerpunkt im
ORF beigetragen hat).

Wahrscheinlich bleibt die globale
Imagewerbung aber auch der einzige
Gewinn für Südafrika. Denn hinsicht-
lich der volkswirtschaftlichen Auswir-
kungen der WM sieht es nicht so po-
sitiv aus. Sicher hat das Fußballturnier
zumindest für die Infrastruktur des
Landes einen überfälligen Moder-
nisierungsschub gebracht. Zehn gro-
ße Stadien sowie mehrere Flughäfen
wurden entweder neu errichtet oder
ausgebaut, eine neue Hochgeschwin-
digkeitsverbindung zwischen Flugha-
fen und Nobelviertel von Johannes-
burg wurde gebaut (und soll bis Pre-
toria verlängert werden), massive In-
vestitionen in die Telekommunikation
wurden getätigt. Und als ein lange ge-
forderter Beitrag zur Verkehrssicher-
heit ging in Johannesburg ein neues
Autobusnetz in Betrieb, und zwar erst-
mals wieder in kommunaler, nicht pri-
vater Trägerschaft.

Der Boom blieb aus

Jedoch: Wohl die meisten der neuge-
schaffenen Arbeitsplätze haben kurz-
fristigen Charakter – so in der Bau-
wirtschaft, wo zwar die fix angestell-
ten Arbeiter durch Streiks Lohnerhö-

hungen (zwölf Prozent) und einen gu-
ten Kollektivvertrag durchsetzen
konnten, die meisten prekär Beschäf-
tigten jedoch nach Fertigstellung der
Stadien wieder arbeitslos wurden.
Deren Baukosten liegen – auch, aber
nicht nur wegen der Lohnsteigerungen
– weit über dem knapp kalkulierten
Voranschlag, die Bauten selbst wer-
den vermutlich als „weiße Elefanten“
in der Gegend stehen bleiben, weil sie
für den lokalen Bedarf zu groß sind
und auch kaum dort errichtet wurden,
wo die fußballbegeisterten Massen
wohnen.

Weder ist der erhoffte Boom im
Tourismussektor eingetreten, noch gab
es für Klein- und Mittelbetriebe, ge-
schweige denn StraßenhändlerInnen
positive Effekte. Gerade eine Bele-
bung der informellen Wirtschaft wäre
angesichts der Unzufriedenheit in den
Townships allerdings wichtig gewesen.
Nicht, dass Südafrika solche positi-
ven Auswirkungen der WM nicht an-
gestrebt hätte – in vielen Fällen war
es das rigide (und durch die
Sicherheitspanik noch verschärfte)
Reglement der FIFA, das dieselben
verhinderte.

Wer profitiert?

Südafrika vermutlich nicht. Aber
schon eine Woche vor Beginn der
Spiele ließ die FIFA die Presse wis-
sen, der Reingewinn aus der WM
2010 liege um 50 Prozent über jenem
aus der WM in Deutschland.

Für die Bewältigung der großen sozi-
alpolitischen Herausforderungen, die
nach dem Ende der Apartheid verblie-
ben sind, hat die WM also vermutlich
wenig Relevanz. Freilich ist auch das
„Wir-Gefühl“, das SüdafrikanerInnen
über die Grenzen von Hautfarben,
politischen Parteien und Ideologien
hinweg zusammenführt, stabilitäts-
politisch wertvoll und im Rahmen der
südafrikanischen Innenpolitik ein seit
längerem vermisster positiver Faktor.
Langfristig wird der Prozess der Her-
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Zwischenrufe links:
Jetzt abonnieren!

Seit September 2009 erscheint die „Volksstimme“ in neuer Gestalt. Als linkes
Magazin mit neuem Untertitel und Dank an Jura Soyfer: „Zwischenrufe links“
hießen seine Gedichte, die er ab 1931 in der „Arbeiterzeitung“ publizierte. Der
heimische Germanist Wendelin Schmidt-Dengler nannte sie „polemische Texte
gegen das Bestehende, gegen das Regime, (...) und eine andere Stimme im
Chor der damaligen deutschsprachigen Literatur in Österreich.“

Jetzt geht es darum, durch die Gewinnung möglichst vieler AbonnentInnen die
monatliche Herausgabe der „Volksstimme“ ebenso finanziell zu sichern wie die
Möglichkeit, den vorläufig gratis schreibenden AutorInnen anständige Honora-
re zu zahlen. Die Redaktion bemüht sich, ein interessantes und gehaltvolles
Monatsmagazin herstellen. Wenn möglichst viele AbonnentInnen dies im  Ge-
genzug mit 50 Euro für ein Jahresabo (zehn Nummern), AbonnentInnen mit
geringem Einkommen mit dem halben Preis von 25 Euro, honorieren ist das
erreichbar.

Wenn die LeserInnen die „Volksstimme“ nach den ersten zehn Nummern ne-
beneinander legen und nicht den ganzen Namenszug des Blatts vor sich haben,
liegt es daran, dass sie, statt ein Abo zu bestellen, die Volksstimme nur spora-
disch erworben haben. Das sollte nicht passieren.

ausbildung einer südafrikanischen
Identität aber nur dann gelingen kön-
nen, wenn sich auch die materiellen
Gegensätze zwischen einer (wenn-
gleich seit 1994 gewachsenen) wohl-
habenden Minderheit und einer armen
Mehrheit verringern. Damit steht die
Veränderung der von der früheren
Rassendiskriminierung geschaffenen
ungleichen Besitz- und Vermögensver-
hältnisse auf der Tagesordnung: Land-
reform, eine umverteilende Steuerpo-
litik, berufliche Qualifizierung für bis-
her benachteiligte Gruppen, eine stär-
ker an inländischer Wertschöpfung
orientierte Wirtschaftspolitik (inklusi-
ve Regeln für ausländische Investoren)
an   Stelle   einer          weitgehenden
Marktöffnung im  Zeichen der
„Globalisierung“.

Tiefgreifender Richtungsstreit

Hinter den Kulissen der Weltmeister-
schaft wird für einen tiefgreifenden
Richtungsstreit diesbezüglich gerüstet,
der sich – angesichts einer satten Zwei-
drittelmehrheit im Parlament – vorwie-
gend innerhalb des regierenden African
National Congress abspielt. Auf der
einen Seite stehen hier die Vertre-
terInnen einer neureichen schwarzen
Elite, die einer Fortsetzung des bisheri-
gen Kurses, verbunden mit populis-
tischer Rhetorik, das Wort reden.

Auf der anderen Seite treten die Ge-
werkschaften – so der Congress of
South African Trade Unions
(COSATU)) –, die mehrere Minister
stellende Kommunistische Partei so-
wie linke NGOs für einen Richtungs-
wechsel zugunsten Umverteilung ein.
In welche Richtung der Kurs geht,
wird sich also vermutlich schon bald
nach Verklingen des WM-Schluss-
pfiffes zeigen.

Walter Sauer ist Internationaler
Sekretär des ÖGB.
Weitere Informationen:
Dokumentations- und
Kooperationszentrum Südliches
Afrika (www.sadocc.at)

Und so kann ein kostenloses Probeexemplar der „Volksstimme“ ange-
fordert oder ein Abo bestellt werden:

- Per Mail: abo@volksstimme.at
- Per Web: www.kpoe.at/home/aktuelles/volksstimme.html, hier gibt es auch
Infos über den Inhalt der letzten Ausgaben
- Per Telefon: +43 676 6969009
- Per Fax: +43 463 32154-17
- Per Post: Volksstimme-Aboverwaltung, Südbahngürtel 24, 9020 Klagen-
furt
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Stadtgärten Linz: GLB-Stimmen verdoppelt
Sehr erfolgreich waren für die Fraktion Gewerkschaftlicher Linksblock
im ÖGB (GLB) die Personalvertretungs- und Gewerkschaftswahl der
Gemeindebediensteten im Magistrat Linz am 6. Mai 2010.

Für die Personalvertretung erreichte
der GLB-Kandidat Max Müller der
GLB 41 Stimmen bzw. 24,85 Prozent
und zwei der acht zu vergebenden
Mandate (2006: 21 Stimmen bzw.

12,35 Prozent und ein Mandat), für
die Gewerkschaft 41 Stimmen bzw.
28,67 Stimmen bzw. zwei von sieben
Mandaten (2006: 20 Stimmen bzw.
12,50 Prozent und ein Mandat).

Damit konnte der GLB seine 2006
nach einer vierjährigen Pause wieder-
errungene Position in der Personalver-
tretung im Magistrat der Landeshaupt-
stadt Linz sichern und ausbauen. Wir
gratulieren Koll. Max Müller zu die-
sem schönen Erfolg und wünschen ihm
viel Erfolg in der künftigen Arbeit in
PV und Gewerkschaft.

Magistrat Wien: Verluste für den GLB
Vom 4. bis 7. Mai 2010 wählten die Bediensteten im Magistrat Wien
die Personal- und Gewerkschaftsvertretungen sowie Betriebsräte und
Behindertenvertrauenspersonen neu.

Bei der Personalvertretungswahl im
Magistrat Wien konnte sich der GLB
zwar in der Hauptgruppe IV (Wiener
Linien) behaupten, verlor jedoch sei-
ne bisherigen Positionen in den Haupt-
gruppen I (Verwaltung) und II (Spitä-
ler). Der GLB erreichte für die
Dienststellenausschüsse 377 Stimmen
bzw. 0,84 Prozent und sechs Manda-
te (2006: 510 Stimmen bzw. 1,14 Pro-
zent und sieben Mandate).

Für die Personalgruppenausschüsse
erreichte der GLB 383 Stimmen bzw.
0,86 Prozent und ein Mandat (2006:
320 Stimmen bzw. 1,12 Prozent und
kein Mandat).

Bei der Gewerkschaftswahl erzielte
der GLB 793 Stimmen bzw. 1,50 Pro-
zent und zwei Mandate (2006: 867
Stimmen bzw. 1,68 Prozent und vier
Mandate).

Bei der gleichzeitig stattfindenden Be-

triebsratswahl der Wiener Linien
konnte sich der GLB auf 540 Stim-
men bzw. 5,08 Prozent und vier Man-
date verbessern (2006: 334 Stimmen
bzw. 3,21 Prozent und zwei Manda-
te).

Wir gratulieren den gewählten
KollegInnen und wünschen ihnen viel
Kraft und Erfolg bei der Arbeit in der
betrieblichen und gewerkschaftlichen
Interessenvertretung.

Betriebsratswahl EXIT-sozial Linz
Bereits Ende März fand die Betriebs-
ratswahl von „EXIT-sozial. Verein für
psychosoziale Dienste“ in Linz statt.
Dabei wurde die einheitliche Liste be-
stätigt. Drei der fünf gewählten
BetriebsrätInnen haben ihre Mandate

für den GLB deklariert.

Bei der Konstituierung des neu-
gewählten Betriebsrates wurde Karin
Antlanger (GLB) neuerlich als Be-
triebsratsvorsitzende gewählt, stellver-

tretender Vorsitzender ist Thomas Er-
lach (ebenfalls GLB), eine weitere
GLB-Betriebsrätin ist Doris Holz-
knecht-Holzhacker.
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Der 1. Mai – Demonstration.
Tradition. Repräsentation

Noch bis 12. September 2010 läuft
die am 30. April gestartete Ausstel-
lung im Österreichischen Museum für
Volkskunde im Gartenpalais
Schönborn, Laudongasse 15-19,
1080 Wien.

Wenn auch deutlich parteipolitisch im
Sinne der Sozialdemokratie gefärbt
vermittelt das Gemeinschaftsprojekt
des Vereins für Geschichte der Arbei-
terbewegung und des VÖGB gestal-
tete Ausstellung einen historischen
Überblick über die Geschichte des 1.
Mai in Österreich bzw. in Wien.

Oktoberstreik
1950

Am Mittwoch, 20. Oktober 2010 fin-
det von 17 bis 20 Uhr im ÖGB-Haus,
Johann-Böhm-Platz 1, 1020 Wien
(U2, Station Donaumarina) eine Ver-
anstaltung des Instituts für Geschichte
der Gewerkschaften und AK (GG),
des VÖGB und der Alfred Klahr Ge-
sellschaft zum Thema „Mythos Putsch“
– Der Oktoberstreik 1950“ statt.

Dabei wirken auch der Historiker
Hans Hautmann (Wien) und als Zeit-
zeugin Auguste Zehetner (Steyr) mit.

VolksstimmeFest 2010
Am Samstag, 4. und Sonntag,
5. September 2010 findet auf
der Jesuitenwiese im Wiener
Prater das  64. Volksstimme-
fest statt.

Solidorf, Initiativenstraße, Kul-
tur- und Medienplatzl, Sport-
fest, Lesung „Linkes Wort“,
Rote Galerie im Grünen,
Kinderland und Kasperltheater,

Stände mit einem vielfältigen
Warenangebot von Büchern
bis Kunsthandwerk, kulinari-
sche Spezialitäten aus aller Welt
und das Musik- und Kulturpro-
gramm auf vier Bühnen erwar-
ten die BesucherInnen am er-
sten Wochenende im Septem-
ber.

Die Highlights im Kulturpro-
gramm sind Kommando Ele-
fant, Zappa & The Wild Irish
Lasses sowie Sigi Maron &
The Rocksteady Allstars. Und
natürlich gibt es auch 2010 wie-
der einen GLB-Stand.
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